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Preußen. 
Landtags-Verhandlungen. 
84. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (11. Januar.) 
Die Tribünen dicht gefüllt, eben ſo die Bänke im Sitzungsſaale faſt voll⸗ 
ſtändig beſetzt. Am Miniſtertiſche die Miniſter v. Bismarck, Graf Eulenburg, 
Graf Itzenplitz und v. Roon. N 
räſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Unter den ges 
ſchäftlichen Mittheilungen befindet ſich die Anzeige, daß die Abgeordneten 
Dr. Wantrup und Romahn nach erfolgter Wiederwahl wiederum in das 
Haus eingetreten ſind. — Der Abg. Frhr. v. d. Heydt hat folgenden, ge⸗ 
nügend unterſtützten, Antrag geſtellt: „Das Haus der . wolle 


beſchließen, dem anliegenden Entwurf eines Geſetzes über A ee reſp. 
bung der Artikel 78 und 85 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 
1850 feine Zuſtimmung zu ertheilen.“ Die Motive, welche dieſem Antrage 


beigefügt find, lauten: „Der Eintritt der Staatsbeamten in das Haus der 
Abgeordneten wider den Willen ihres Departementschefs iſt unvereinbar mit 
der Handhabung einer geregelten, einheitlichen und ſtarken Executive. Dem 
Geiſte einer wahrhaft conſtitutionellen Verfaſſung entſpricht eine freie und 
unabhängige, keine bezahlte Landesvertretung.“ — Der Geſetzentwurf lautet: 
„I 1. Art. 78, Alinea 2 der Verfaſſungs⸗Urkunde wird dahin abgeändert: 
„Beamte bedürfen zum Eintritt in das Haus der Abgeordneten des Urlaubs 
ihres vorgeſetzten Departementschefs. § 2 Art. 85 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
iſt aufgehoben.““ (Große Heiterkeit und ironiſche Bravo’ links.) 

Auf Vorſchlag des Präſidenten beſchließt das Haus, über den eben ver⸗ 
leſenen Antrag die Schlußberathung im Plenum ftattfinden zu laſſen; zum 
Referenten ernennt der Präſident den Abg. Dr. Simſon, zum Correferenten 
den Abg. Dr. Virchow. 0 R - £ 

Handelsminiſter Graf Itzenlitz bringt einen Geſetzentwurf ein, der ſich 
auf den Bau der Eifenbahn von Danzig nach Neufahrwaſſer auf 
Staatskoſten und die Grundentſchädigungen beim Bau der Berlin⸗Küſtri⸗ 
ner Bahn bezieht, für welche ſeitens der Regierung 300,000 Thlr. verlangt 
werden. Von Berlin bis Friedrichsfelde (eine Meile) iſt ſchon in dem Ge⸗ 
ſetzentwurfe ſelbſt die Grundentſchädigung auf die Staatskaſſe übernommen, 
für die Strecke von Friedrichsfelde bis Küſtrin jedoch die Bedingung geftellt 
worden, daß die betreffenden Kreiſe die Grundentſchädigung aufbringen ſoll⸗ 
ten; trotz dringender Befürwortung ſeitens der Staatsregierung iſt eine 
Fuse e Von den betr. Kreistagen abgelehnt worden. Um die Berlin: 
Kuſtriner Eiſenbahn, die das Schlußglied der Oftbahn bildet, möglichſt ſchnell 
ihrer Vollendung entgegenzuführen, empfehle ich dem Haufe, feine Veſchluß⸗ 
faſſung möglichſt zu beſchleunigen. Zum Schluſſe beehre ich mich dem Haufe 
mitzutheilen, daß noch zwei anderweite Eiſenbahn⸗Vorlagen in Ausſicht 
ſtehen: Die eine bezüglich der Eiſenbahn von Trier nach Call, die andere 
bezüglich der Zinsgarantie für die Eiſenbahnen von Inſterburg nach Tilſit 
und don Pillau⸗Königsberg nach Lyck. 

Die Vorlagen werden den vereinigten Commiſſionen für Handel und Ge: 
werbe und für Finanzen und Zölle überwieſen. 

Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die bereits bekannte Inter⸗ 
pellation der Abgg. Frhr. v. Hoverbeck und Schmiedecke 1 
Verletzung der preußiſchen Grenze durch ruſſiſche Koſaken 
Auf die Anfrage des Präſidenten, ob und wann das Stagtsminiſterium die 
Interpellation u beantworten gedenke, erklärt ſich der Miniſter des Innern 
zur ſofortigen Beantwortung bereit und erhalt zur Begründung der Inter⸗ 
pellation das Wort. ? 

Abg. Frb. v. Hoverbeck (vom Platz): Obgleich der Herr Handelsmini⸗ 
ſter ſoeben erſt zwei neue Geſetzentwürfe eingebracht hat, jo ſcheint mir doch 
der Gang unſerer Verhandlungen bereits ein ſehr beſchleunigtes Tempo an⸗ 
— > 2 275 Wege Ne ers c 1 tra⸗ 

mich bei der ründung der Interpellation ſehr kurz faſſen. 
Sch beabſichtige derſelben nur eine Erläuterung binzuzufügen. Ich A 
unter „Genugthuung“, welche die preußiſche Regierung von der ruſſiſchen zu 
verlangen bat, nicht bloß eine kahle Entſchuldigung des Geſchehenen, ſondern 
eine wirkſame Beſtrafung der Thäter, vor allen Dingen aber die Wiederaus⸗ 
lieferung des unglücklichen Polen, der wegen Erlahmens ſeines Pferdes auf 
dem Gute Schönau zurückbleiben mußte, und den die Ruſſen aus Preußen 
mit ſich hinweggeſchleppt haben. Unter dieſen Umſtänden iſt die Sache ſehr 
einfach und verzichte ich auf eine weitere Begründung. g 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg: Die in der Interpellation 
vorgetragenen Thatſachen ſind, abgeſehen von einigen kleinen Abweichungen, 
die der mir erſtattete amtliche Bericht enthält, richtig. Es iſt zu bedauern, 
daß eine ſolche Grenzüberſchreitung ſtattgefunden hat; der Landrath des Nei⸗ 
denburger 5 hat ſich ſofort mit dem jenſeitigen Grenzcommiſſarius in 
Verbindung geſetzt und auch die Staatsregierung hat bereits auf diplomati⸗ 
ſchem Wege der ruſſiſchen Regierung Anzeige von dem Faktum gemacht und 
die erforderliche Genugthuung verlangt. Ein Reſultat dieſes Schrittes kann 
natürlich dem Hauſe jetzt — nicht mitgetheilt werden; doch wird die Regie⸗ 
rung die Sache im Auge behalten und hofft ſie, daß ſeitens der ruſſiſchen 
Regierung wie in allen übrigen Fällen auch in dieſem die vollſtändigſte Ge⸗ 
nugthuung gewährt werden werde. n 

e Debatte wird nicht beantragt und damit iſt dieſe Interpellation 
erledigt. 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Interpellation des 
Abg. Dr. Virchow, betreffend die ſchleswig⸗-holſteiniſche Frage; 
dieſelbe lautet: 

„Seit dem 1. Januar d. J. iſt die neue Verfaſſung für Dänemark⸗Schles⸗ 
wig, welche die Incorporation Schleswigs feſtſtellt, und damit die weſent⸗ 
Lie! te Vorbedingung für die Unterzeichnung des londoner Vertrages vom 
8. Mai 1852 durch Preußen aufhebt, in Kraft getreten. Es wird daher an 
das königl. Staatsminiſterium die Frage gerichtet: 3 
1) Iſt Preußen nunmehr von dem Londoner Vertrage zurückgetreten? oder 

teht dieſer Rücktritt in nächſter Zeit zu erwarten? 5 
2) Im Falle dieſe Frage verneint werden ſollte, hält die königl. Staats⸗ 

egierung die Aufrechterhaltung der däniſchen Geſammt⸗Monarchie noch 
letzt für ein preußiſches Intereſſe.“ 5 
2 Der Präſident richtet an das Staatsminiſterium die Frage, ob und wann 
n heibe bie eben verleſene Interpellation zu beantworten gedenke. — Mi⸗ 
m 2rpella n d. Bismarck: Die königl. Staatsregierung iſt bereit, dieſe 
Interpellation zu beantworten, ſobald das Haus der Abgeordneten über Be⸗ 
willigung oder Verſagung der am 8. Dezember v. J. geforderten Anleihe 
beſchloſſen haben wird. (Unruhe und Murren.) — 5 äſident: Nach der 
eben vernommenen Erklarung des Herrn Minifterpräfiventen würde es mir 
obliegen, nachdem das Haus über die Anleihe Beſchluß gefaßt haben wird, 
dieſe Interpellation abermals auf die Tagesordnung zu ſetzen; es ſcheint mir 
aber jene Erklärung als eine Aplehn ung der Beantwortung zur Zeit anzuſehn 
und auf Grund des 8 29 der Geſchaftsordnung: „An die Beantwortung der In⸗ 
terpellation oder deren Ablehnung darf ſich eine ſofortige Beſprechung des 
Gegenſtandes derſelben anſchließen, wenn mindeſtens fünfzig Mitglieder 
darauf antragen“ — ſchon in der heutigen Sitzung eine Debatte zuläſſig zu 
fein. Wir find nicht gewiß, wie lange unſers Bleibens hier noch ſein wird, 
darum ſcheint mir eine ſofortige Beſprechung des Gegenſtandes auch im In⸗ 
tereſſe der Staatsregierung zu liegen, da das Haus möglicherweiſe aus der 
Betheiligung der königl. \ 
men kann, fur die Genehmigung der Zwölfmillionen⸗Anleihe zu ſtimmen. 

Abg. Immerm ann: Ich beantrage die Eröffnung der Debatte: — 
Miniſterpräſident v. Bismarck: Ich kann mich der Deduction des Herrn 
Präſidenten nicht anſchließen; ich habe mich bereit erklärt, die Interpellation 
10 beantworten und habe die gelellung des Tages in den Bereich der Be: 
chlüſſe des Hauſes ee er Hr. Präſident ſagt, die Beſchluſſe über die 
Anleihe könnten modificirt werden durch die Beantwortung dieſer Interpel⸗ 
lation; es läßt ſich dies auch umkehren; die Panter en dieſer Interpella⸗ 
tion kann auch rg. influenzirt werden durch die Beſchlußnahme des 
Hauſes über die Anleihe; indeß will ich dem Beſchluſſe des Hauſes, ob heute 
eine Beſprechung ſich anſchließen ſoll, in keiner Weiſe vorgreifen. 

Abg. v. Hoderbed: Ich wollte mich mit der Meinung des Hrn. Prä⸗ 
ſidenten gleichmäßig einverſtanden erklären und nebenbei bemerken, daß die 
Erklärung, welche beute von dem Staats miniſterium abgegeben worden iſt, 


aufs Neue von jener Interpretationskunſt, die wir ſo oft ſchon an ihm zu bewun⸗ 


dern Gelegenheit gehabt baben, zeugt. mu hen, daß ich dieſe Ant⸗ 
ort für ein en erträglich . — a Chr uh er nicht für der 


reslauer 
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Fünfundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Art und Weiſe entſprechend halte, in welcher die Angelegenheiten des Landes 
in dieſem Haufe geführt werden jollten 25 richtig). 

Mit großer Mehrheit beſchließt darauf das Haus, über die Interpellation 

des Abg. Dr. Virchow in die Debatte eingetreten. 
Abg. Dr. Virchow: Als ich die Interpellation in das Haus einbrachte, 
bin ich von der Anſicht geleitet worden, daß eine baldige und beſtimmte 
Antwort des Miniſteriums auf dieſelbe nothwendig ſei, weil die Verhältniſſe 
der Herzogthümer täglich ſchwieriger werden, weil die Complicationen mit 
dem Auslande immer verwickelter werden, weil es endlich nothwendig erſcheint, 
zu wiſſen, wohin die Regierung mit ihren großen Rüſtungen zielt. Eine 
Auskunft hierüber zu erhalten, erſchien nothwendig, ehe wir uns über die 
von der Staatsregierung geforderte Anleihe entſchieden. Die Erklärungen 
des Miniſterpräſidenten ſind bisher von der Art geweſen, daß in ſeine Hand 
das Steuer des Staatsſchiffes ſehr unſicher geführt ſchien: man hat aus 
ihnen nur entnehmen können, daß der Miniſterpräſident noch keine Poſition 
genommen, daß er ſich den inneren Verhältniſſen gegenüber nicht einmal ge⸗ 
traut, nach außen Stellung zu nehmen. Er hat vie Senalität des londoner 
Protokolls nicht zu erweiſen geſucht, während hier die Nichtigkeit deſſelben 
dargethan, während weiter dargethan iſt, daß die Vorausſetzungen des Ver⸗ 
trages, von der Macht, mit welcher er geſchloſſen, theils nicht erfüllt, theils 
direkt gebrochen find. Dies hat der Miniſterpräſident nicht zu widerlegen ges 
ſucht. Er hat vielmehr in ſeinem, beim Beginn der Verwickelungen mit 
Dänemark dieſem Haufe übergebenen Promemoria nur betont, daß Preußen 
gegenüber dem vertragsbrüchigen Dänemark um fo mehr feine Vertrags: 
treue außer Zweifel stellen müſſe. 

Ich habe bei meiner 8 die Abſicht gehabt, auf eine Vorbedin⸗ 
gung des londoner Protokolls hinzuweiſen, und es war mir wichtig, die Mei⸗ 
nung des Miniſterpräſidenten darüber da hören. In den Verhandlungen der 
Jahre 1851 und 52 zwiſchen Oeſterreich, Preußen und Dänemark iſt von vorn 
herein feſtgehalten worden der Standpunkt der däniſchen Geſammtmonarchie, 
aber nur unter der Bedingung, daß dieſe Geſammtmonarchte unter voller 
verfaſſungsmäßiger Mitwirkung der dazu berufenen Ständeverſammlungen 
zu Stande käme. In der däniſchen Depeſche vom 8. Dez. 1851 iſt verheißen 
worden, daß der König von Dänemark in den Ständeverſammlungen der 
Herzogthümer und dem däniſchen Reichstage die Zuſtimmung zur Bildung 
einer Geſammtmonarchie herbeiführen werde. Das wiener Cabinet erklärte 
darauf, es ſei vollſtändig einverſtanden damit, daß auf dem verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Wege, „alſo mit Zuſtimmung der Stände, eine Geſammtmonarchie herbei⸗ 
geführt werde.“ Darauf wurde von Dänemark ausdrücklich erklärt, die be⸗ 
rathenden Provinzialſtände in dieſer Angelegenheit in beſchließende um: 
wandeln zu wollen. — Wie iſt nun Dänemark dem nachgekommen? Es hat 
nie den ernſten Verſuch gemacht, dieſe Fate nie der Stände herbeizufüh⸗ 
ren, oder, wo es dies angeſtrebt hat, haben die Ständeverſammlungen ihre 
Mitwirkung verweigert. h 

Der Minifter Hall hat ſelbſt ue bag, daß es unmöglich ſei, die Voraus⸗ 
ſetzungen des Vertrages von 1852 aufrecht zu erhalten; er hat in einer 


Depeſche vom 26. Dezbr. 1861 erklärt, „daß die königl. däniſche Regierung 


jetzt, belehrt von bitteren Erfahrungen, davon abſtehe, die Vorausſetzungen 
des Vertrages von 1852 durchzuführen.“ Mit der größten Naivetät hat 


dieſer Miniſter ausgeſprochen und wiederholt, daß die Vorausſetzungen des 


Vertrages von Dänemark nicht gehalten werden ſollen. Es wäre von In⸗ 
tereſſe geweſen, zu erfahren, wie die Fang ſich zu dieſen Anſichten 
der däniſchen Regierung verhält. — Unſer Land iſt bei der ſchleswig⸗holſtei⸗ 
niſchen Sache Ah: das Höchſte intereſſirt; es hat für ihre Austragung große 
Opfer gebracht; unſere Oſtſeeprovinzen 5 durch die aus ihr ſich ergebenden 
Verwickelungen ſchwer bedroht. Gleichwohl zeigt ſich in unſern, am meiſten 
in ihrem Handel bedrohten Seeſtädten Stettin und Danzig eine große und 
einmüthige Opferfreudigkeit und ſelbſt in ihnen die Ueberzeugung, daß nur 
eine de 1 nittve Ordnung der Herzogthümer⸗Frage fruchtbringend ſei. Auf 
dieſe definitive Erledigung muß mit allen Kräften hingearbeitet werden. Die 
W kann jetzt nicht mehr im Zweifel darüber ſein, ob ſie die 
däniſche Geſammtmonarchie erhalten oder aufgeben will; ſie muß jetzt darüber 
im Klaren ſein, ob die Abtrennung der Herzogthümer von Dänemark auszu⸗ 
führen ſei. Es kommt darauf an, wie weit der Miniſterpräſident ein Recht 
hat, das deutſche Intereſſe von dem preußiſchen zu trennen. Die Hohen⸗ 
zollern haben früher fortlaufend eine nordiſ e Politik verfolgt, die mit dem 
deutſchen Intereſſe zuſammenfiel; aller preußiſche Gewinn im Norden war 
zugleich ein deutſcher. Seit den Zeiten des großen Kurfürſten iſt von preu⸗ 
ßiſcher Seite fortdauernd im Auge behalten worden, daß die däniſche Halb⸗ 
inſel nicht in die Hand einer großen nordiſchen Macht fallen dürfe. 

In dieſer Beziehung erinnere ich an den Aufruf des großen Kurfürſten 
an die Deutſchen: die dort ausgeſprochene Politik iſt von der des Miniſter⸗ 
präſidenten weit entfernt, die alſo nur ein Abfall iſt von der altpreußiſchen 
Politik. Wenn die Regierung das Land über ihre Politik in Unſicherheit 
läßt, ſo geht daraus nur hervor, daß ihre Pläne das Licht ſcheuen, wird 
der Verdacht nur geſtärkt, daß die Regierung einen kleinen territorialen Zu⸗ 
wachs Preußens durch einen großen territorialen Verluſt Deutſchlands er⸗ 
kaufen will, Wir kommen dadurch in die beklagenswerthe Lage, zu wün⸗ 
ſchen, daß Preußen möglichit ut heb dn werden möge von der Führung 
einer Sache, die ſo ſehr in preußiſchem Intereſſe liegt. e kann nicht da⸗ 
mit ſchließen, daß die Nation mit dem Zuruf der Begeiſterung der Regie⸗ 
rung an die Seite treten wird, ich kann nur ſchließen mit dem Bedauern, 
daß die Regierung in der Interpellation nicht ein Mittel geſehen 1 
die Bewilligung der Anleihe dem Haufe möglich zu machen, daß ihre Politik 
vielmehr nur dahin gerichtet erſcheint, die nationale Bewegung nieder zuwer⸗ 
fin und die Herzogthümer ihren Feinden auszuliefern. Das Geſchick, was 
der Minifterpräfivent durch eine ſolche Handlungsweiſe für die Herzogthümer 
hervorruft, follte doch Eindruck machen auf fein Herz; auch ein Staatsmann, 
meine ich, follte niemals aufhören, Menſch zu fein. (Lebh. Beifall.) 

Abg. Tweſten: Meine Herren! Hätten wir ein Miniſterium uns gegen⸗ 
über, welchem wir in Bezug auf die Behandlung der vorliegenden Sache 
vertrauten, ſo wäre das Verlangen des Miniſteriums gerechtfertigt, daß wir 
die verlangte Summe e ohne vorher zu fragen: was wird die Re⸗ 
gierung thun? Da aber die Sache anders liegt, da wir nach den Anteceden⸗ 
tien des Miniſteriums und nach den vorliegenden Thatſachen anzunehmen 
gezwungen ſind, daß die Regierung gerade das Gegentheil von dem thun 
will, was wir wünſchen, jo erſcheint es ungerechtfertigt, daß wir vorweg die 
Mittel bewilligen und nachher erſt den Zweck der Verwendung und die Wege, 
auf welchen man dieſen Zweck zu erreichen gedenkt, erfahren ſollen. Ich habe 
allerdings von dem Herrn Miniſterpräſidenten keine andere Antwort er⸗ 
wartet, als wir aus ſeinen bisherigen Aeußerungen und aus dem Gange, 
welchen dieſe Angelegenheit genommen hat, entnehmen konnten, und dieſe 
ſprechen klar genug für ſich ſelbſt. 5 

Wir ſind darüber einig, daß es die Pflicht und das Intereſſe Preußens 
fordert, die Herzogthümer von Dänemark zu trennen, müſſen aber anneh⸗ 
men, daß der Miniſterpräſident dahin wirkt, daß Dänemark die Sertogtbl: 
mer behalten ſoll, und daß feine Ertlärung, das Recht der Herzogth 


x 


Stellung unter däniſcher Herrſchaft ſchaffen will. In Schleswig aber ift 
man darüber einig, daß ein jeder Schutz, welcher das Land unter dänischer 
Herrſchaft erhält, ein unzureichender iſt, wie ſich das auch ſeit 1852 geeint 
at. M. H.] Aus dem letzten Antrage Oeſterreichs und Preußens beim 
Bunde erkennen wir ganz klar die Abſicht, am londoner Protokoll feſtzuhal⸗ 
ten, und wenn der Herr Miniſterpräſident hier im Hauſe erklärt hat, daß 


die Aufrechthaltung der daͤniſch⸗ſchleswig'ſchen Verfaſſung vom 18. November 


v. J. der preußiſchen Regierung das Recht gebe, vom Vertrage zurückzutre⸗ 
ten, ſo haben andererſeits die Geſandten Oeſterreichs, Preußens und der 
anderen Großmächte in Kopenhagen darauf hingearbeitet, daß der König von 
Dänemark jene Verfaſſung ſuspendire und es ihnen dadurch leicht mache, an 
dem Vertrage feſtzuhalten. Wenn die deutſchen Großmächte jetzt in Frank⸗ 
furt die Occupation Schleswigs beantragen, ſo geſchieht dies offenbar nur, 
um Schleswig den Dänen auszuliefern. Die Beſetzung Schleswigs wird 
zu einem Scheinkrieg wie im Jahre 1848—49 führen und das Reſultat wird 
daſſelbe wie damals fein. Der Herr Miniſterpräſident betrachtet fh als uns 
angreifbare Autorität in ſeinem Fache, und wirft den Abgeordneten vor, 
daß ſie nichts von der Sache verſtänden; ich will darum = einige Fach⸗ 
männer aufmerkſam machen, welche auch Herr v. Bismarck als Autoritäten 
anerkennen wird. 1 A . 
Herr v. Uſedom ſprach ſich im Februar 1851 in einer an den König ge⸗ 
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wahren zu wollen, nur ſo aufzufaſſen it, daß er denſelben eine erträgliche 
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einmal, an den übrigen Taßen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 12. Januar 1864. 


richteten Denkſchrift dahin aus, daß kein menſchlicher Verſtand in dem lon⸗ 


doner 3 einen Vortheil für Preußen erkennen könne. Ganz in ähn⸗ 
licher Weiſe hat ſich Herr v. Bunſen, hat ſich Herr v. Radowitz ausgeſpro⸗ 
chen. Der letztere Staatsmann, welcher ſeiner politiſchen Parteiſtellung nach 
doch gewiß der jetzt herrſchenden Partei näher ſtand, hat im J. 1856 in einer 
Broschüre auf die große Bedeutung dieſer nationalen Sache aufmerkſam ge⸗ 
macht, in welcher alle Parteien, die Ultramontanen wie die Proteſtanten, die 
Großdeutſchen wie die Kleindeutſchen, die Baiern, Sachſen, Würtemberger 
wie die Preußen, nur von einem Gefühl geleitet ſein könnten. Aber nicht 
nur frühere Staatsmänner, ſondern auch noch lebende haben ſich in unſerm 
Sinne ausgeſprochen. Männer, welche bei uns nicht nur Jahre lang der 
Leitung der auswärtigen Politik nahe geſtanden, ſondern ſelbſt dem ausw. 
Miniſterium vorgeſtanden haben, ſind der Anſicht, daß eine Trennung der 
Herzogthümer von Dänemark durch das Intereſſe und die Ehre Preußens 
gefordert werde. Eben ſo urtheilen viele Miniſter, welche zwar nur an der 
Spitze kleiner deutſcher Staaten ſtehen, deren diplomatiſche Bedeutung und 
Befähigung Herr v. Bismarck jedoch nicht beſtreiten wird. Die Antwort, 
welche die Regierung zu geben hat, ſcheint mir vollkommen klar, das In⸗ 
tereſſe Preußens fordert es, die Herzogthümer von Dänemark zu trennen; 
es verlangt, nicht einen deutſchen Thron umzuſtürzen, ſondern einen deut⸗ 
ſchen Thron zu errichten; es . deutſchen Einfluß in einem Lande 
zu befeſtigen, wo er von ſo großer Wichtigkeit iſt, daß ganz beſondere Gründe 
En nr geworfen werden müßten, um ſich für das Gegentheil zu 
entſcheiden. 

Was die geltend gemachte Furcht vor den ruſſiſchen Erbanſprüchen be⸗ 
trifft, fo ſchreiben ſich dieſe aus dem Vertrage von 1778 her, und doch ent⸗ 
ſagt der Großfürſt Paul von Rußland in ſeiner zu Kiel publizirten Procla⸗ 
mation vom 31. Mai 1773 ſeinen Hoheitsrechten aus dem bis dahin Got⸗ 
torpſchen Antheil zu Schleswig zu Gunſten des Mannesſtammes der kgl. Familie, 
und zu dieſer gehörte ſchon damals das Haus Auguſtenburg, als äalteſter 
Zweig der jüngeren königlichen Linie. — Unſere 8 Regierung 
verfolgt im Einverſtändniß mit Oeſterreich eine Politik, welche die Herzog⸗ 
thümer bei Dänemark feſthalten ſoll; der Miniſterpräſident hat darauf auf⸗ 
merkſam gemacht, daß durch das ſthalten am londoner Protokoll Verwicke⸗ 
lungen mit den auswärtigen Mächten vermieden würden; ich meine, ohne 

achmann zu fein, könne man einſehen, daß aus der Haltung der deutſchen 
roßmächte Verwickelungen mit den übrigen deutſchen Staaten entſtehen 
müſſen, und ein jeder preußiſcher Staatsmann ſollte doch vor der Eventua⸗ 


lität eines deutſchen Bürgerkrieges zurückſchrecken, welche den fremden Mäch⸗ 


ten Gelegenheit geben kann, ſich in deutſche Verhältniſſe einzumiſchen. Wenn 
der Herr Miniſterpräſident, welcher vor Kurzem noch im Gegenſatz zu ſeiner 
ganzen Partei als Gegner Oeſterreichs auftrat, jetzt mit dieſem Staat Hand 
in Hand geht, fo geſchieht dies im Intereſſe einer tendenziöſen inneren Po⸗ 
litik, weil die nationale Sache ja auch die liberale iſt. In den Verhandlun⸗ 
gen über die ſchleswig⸗holſteiniſche Reſolution, in der Debatte über die Adreſſe 
an Se. Mai. den König hat das Haus erklärt, daß es ſeinerſeits bereit ſei, 
auf die Geltendmachung jedes Parteiſtandpunktes in inneren Fragen für den 
Augenblick zu verzichten, wenn die kgl. Staatsregierung in dieſer Frage auf 
das Verlangen des Hauſes eingehe. 

Aber es kann Niemand von uns verlangen, daß wir der Staatsregierung 
zu Hilfe kommen, wenn das, was wir verlangen, nicht ein Mehr oder Min: 
der, ſondern gerade das Gegentheil von dem iſt, was die Regierung thun 
will. Wir wollen die Herzogthümer von Dänemark trennen, ſie will ſie unter 
das däniſche Jus beugen; dazu werden wir, niemals unſere Einwilligung er⸗ 
theilen. Die ern; hat kein Recht zu verlangen, daß wir ihr auf einem 
Wege folgen, auf dem nicht abzuſehen iſt, was aus dem Verhältniſſe Preu⸗ 
ßens zu tſchland, was aus Deutſchland überhaupt wird. 
am Ende deſſelben nur ein Chaos erblicken, deſſen Entwickelung ſich jeder 
Berechnung entzieht; wir müſſen dagegen proteſtiren und müſſen Alles ab⸗ 
lehnen, was eine ſolche Politik zu unterſtützen im Stande iſt. 

Da weitere Redner nicht zum Worte notirt find, iſt die Debatte geſchloſ⸗ 
ſen, und wird damit auch dieſer Gegenſtand verlaſſen. 

Der nächſte Gegenſtand der er iſt der Bericht der Budget⸗ 
Commiſſion über den Etat der Militär⸗Verwaltung. Berichterſtatter 
ten v. 1 N N 1 — ſich nee mehrere Com⸗ 
niſſarien des Kriegsminiſters, in der Hofloge eine Anza erer Offizier 
en darunter Gen. Felwmarſchal vb. Brangel) V 

Auf Vorſchlag des Präſidenten tritt das Haus zunächſt in eine G s 
Discuſſion ein; durch das Loos wird folgende Redner ſeltgeſtellt r pie 
Anträge der Commiſſion: Parrifius (Brandenburg), v. Saucken (Gerdauen), 
Dr, Metzig, v. Sauden (Tarputſchen), Jung, Reichenſperger, Dr. Freſe, Sta- 
venhagen; gegen dieſelben: v. Bonin (Genthin), v. d. Heydt, v. Vincke⸗ 
ea v. Weiher, v. Mitſchke⸗Collande, v. Richthofen, Graf v. War⸗ 
ensleben. 


Zunächſt erhält das Wort der Berichterſtatter, Baron v. Vaerſt: Die 


Commiſſton hat feſtgehalten an dem Standpunkte, auf welchen ſie ſich und 
mit ihr das Haus ſchon im Jahre 1862 geſtellt hat, d. h. an dem Grund⸗ 
ſatze: die re der Reorganiſation nicht zu bewilligen, ſondern dieſelben 
überall auszuſcheiden, weil die u e it Zuſtimmung der Volks⸗ 
Vertretung für die Reorganiſation ſelber nicht eingeholt worden ift, Daſſelbe 
Verfahren iſt für den Militäretat des Jahres 1864 beobachtet worden. Ich 
habe nichts hinzuzufügen, da es überhaupt ſchwer ſein dürfte, noch neue 
Geſichtspunkte zu finden, während alle Urtheile nur dahin lauten, daß allein 
ein, unter Mitwirkung der Landesvertretung geſchaffenes Militärgeſetz die 
Zuſtimmung des Landes finden könne und werde. Ein ſolches Geſetz aber 
iſt auch unerläßlich ſowohl für das Intereſſe des Landes, als der Staats⸗ 
a tr da das Geſetz vom 3. September 1814 durch die Reorganiſation 
weſentlich alterirt iſt. Da ein ſolches Geſetz nun nicht vorhanden iſt, ſo hat 
die Commiſſion nicht anders verfahren können, als ſie in ihren Anträgen 
gethan; ſie würde ſonſt die Militär⸗Reorganiſation zu einer legalen Maß⸗ 
regel geſtempelt haben; ſie hat vielmehr als ihre Aufgabe und ihr Ziel feſt 
im Auge behalten, daß ſie am Wohl des Vaterlandes und am verfaſſungs⸗ 
W Rechte ohne Wanken feſtzuhalten habe. Sy 
Abg. Graf Schwerin: Der Herr Referent hat gewiß Recht, wenn er 
erſagt, daß Neues in der Sache wohl kaum noch vorgebracht w kann. 
Ich will mich daher auch darauf beſchränken, daß ich den Standpunkt, von 
dem aus ich und meine zen bei der Abſtimmung uns leiten laſſen wer⸗ 
den, darzulegen. Sie wiſſen, daß ich die Frage der Reorganiſation anders 
anſehe, wie die Mehrheit dieſer Verſammlung. 
Maßregel rare im Jntereſſe des Landes liegt: fie erhöht die Wehrkraft, 
Bienen den Nationalwohlſtand, und bei N e Durchführung belaſtet 
ie die Finanzkräfte wit u ſchwer. Noch iſt die Steuerlaft des Lundes da- 
durch nicht vermehrt; die Jahreseinnahmen find geſtiegen, haben Uebe e 
ergeben, der Staatsiha hat nicht angetaſtet zu werden brauchen; vom n 
Jahre ab wird durch die Grundſteuer das Verhältniß noch 7 8 5 Trotz 
dem muß ich anerkennen, daß die Motive der Mehrheit gehen Reorga⸗ 
nifation nicht ohne innere Berechtigung find. Ich hatte daher wohl ge⸗ 
wünſcht, daß auf die Forderungen der Mehrbeit der Commiſſion von der 
Regierung eingegangen worden wäre. Ich kann em dem Referenten nicht 
zugeben, daß eine verfaſſungsmäßige endigkeit vorhanden geweſen wäre, 
vor der Reorganiſation be gebung zu ändern, Dagegen find aber die 
Forderungen der erhöhten Prä a ee Fahnen, die Fundamentirung 
der ganzen Reorganiſation durch egung eines Organiſations⸗ und Res 
krutirungsgeſetzes, Forderungen, auf die um den Preis der Ausgleich 
eines ſchweren Conflictes, welcher an dem Mark des Landes ‚ehrt, und alle 
Baue e der Monarchie vergiftet, die Regierung wohl hätte eingehen 
nnen. f | . 
Ich bin noch heute der Meinung, es würde auf dieſer Bahn, etwa n 
Anleitung des früheren Amendements des Abg. Stavenhagen und der N. 
elle, die im borigen Jahre aus dem Schooße des Abgeoldnetenhauſes her⸗ 
vorgegangen iſt, eine Verſtändigung ftattfinden können, die dem Lande die 
Vortheile der Reorganiſation im Weſentli erhalt unb den ſchweren Scha⸗ 
den des Verfaſſungs⸗Conflictes vermindert, der ja, je länger er dauert, die 
Kluft zwiſchen Regierung und Landesvertrelung immer größer macht. Leider 
ſteht es noch nicht ſo; die N bat zwar momentane Erſparungen eins 
e aber den 8 des Hauſes iſt ſie nicht eftgegengelonrten. 
iernach wird die Abſtimmung eine principielle werden und in vie 
Sinne bleibt mir und meinen politiſchen Freunden nichts Anderes . 
als unſrerſeits im Gegenſatze gegen die Commiſſionsanträge für die 
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Wir können 


Ich halte dafür, daß dieſe 
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zu wollen. (Lebhaftes Bravo links.) 
g r 

dur 

geordnete hat ſich nur verſprochen, er hat vielleicht das Wort „Verwerflich⸗ 


Herr Abg. nicht mit einer ſo ſcharfen Kritik aufgetreten wäre. Ich 


wollen: Geſetzentwürfe, die das Schickſal, vom Haufe verworfen zu werden, 


hochſt unvollkommen und in abgeriſſenen 


d den heutigen Auslaſſungen des Herrn v. d. Heydt und früheren 
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1 
ligun 
gen Augenblick Fasan ehe Neffe die Verantwortlichkeit nicht über: 
nehmen für die Faſſung eines Beſchluſſes, deſſen ſtrikte Ausführung eigent⸗ 
lich Niemand will, deſſen Ausführung aber momentan das Land wehrlos 
machen würde. Dagegen behalten wir uns das Recht vor, ſpäter für dieje⸗ 
nigen Modificationen zu ſtimmen, die nach unſerer Ueberzeugung zu einer 
Verſtändigung zu führen geeignet ſind. Nach dieſen Erklärungen, auf welche 
ich mich glaube beſchränken zu können, legen wir für unſere Perſon keinen 
beſondern Werth auf eine formelle Abſtimmung über jede einzelne Poſition. 

Abg. Jung: Ich will mich, ſowie der Vorredner, kurz faſſen in der Be⸗ 
gründung des don mir und der Majorität der Budgetcommiſſion vertretenen 
Standpunkts. Es handelt ſich hier vornehmlich um die Wiederherſtellung 
der erſchütterten Rechts verhältniſſe, und da müſſen alle Nüßlichkeits⸗ 
gründe höheren Intereſſen weichen. Dieſe Nützlichkeitsgründe ſind aber durch⸗ 
aus nicht haltbar. Es iſt wahrlich kein Kunſtſtück, dieſer Etat, in welchem 
die nützlichen Ausgaben, z. B. für den öffentlichen Unterricht ꝛc., die von der 
Kammer mit Freuden bewilligt werden würden, hintenangeſetzt, wo ſelbſt für 
die Vertheidigungsbereitſchaft des Landes die allerlächerlichſten Summen ge⸗ 
fordert werden, wie z. B. für die Verſtärkung und den Umbau der Feſtun⸗ 
gen nur 35,000 Thlr. angeſetzt ſind, um nur die Ueberſchüſſe möglichſt hoch 
erſcheinen zu laſſen und gegen den Willen des Landes die Reorganiſation 
durchzuführen. Jetzt wird ſogar die Kriegsgefahr als Motiv wieder her⸗ 
aufbeſchworen, dieſe künſtliche Wolke, die ſeit 1848 jobiel Millionen ſchon aus 
dem Seckel des preußiſchen Volkes gelockt hat. enn wir bei Behandlung 
der Reorganiſationsfrage den Weg unſerer Vorgänger geben, fo ift das doch 
der allerbeſcheidenſte Gebrauch von dem Recht einer Volksvertretung, daß wir 
eben die e ſtellen, daß nichts geſchehe ohne den Willen des Volkes 
und ſeiner Vertretung. Zu der conſtitutionellen Entwickelung find wir ja 
noch lange nicht gelangt, daß wir durchſetzen, was das Volk will; wir können 
nicht poſitiv in der Geſetzgebung vorgehen, wie es die Engländer gethan, als 
fie die Kornbill, die Katholiken⸗Emancipation durchgeſetzt. 

Wir ſtehen eben noch beim konſtitutionellen ABC; wir wollen verhin⸗ 
dern, daß dem Volke ſein gutes Geſetz genommen werde. Das Miniſterium 
hat manchen Verfaſſungsbruch begangen, aber eins muß man ihm laſſen, 
von dem konſtitutionellen Mittel der Auflöſung, der Appellation an das 
Volk, hat es redlich Gebrauch gemacht, von dem Mittel, die Meinung des 
Volkes immer reiner zum Ausdruck gelangen zu laſſen. Es hat einen voll: 
ſtändigen Deſtillationsprozeß vorgenommen. Zuerſt, im Jayre 1862, fand 
die Neuwahl men unter dem Gewichte dieſer Frage ſtatt; die neue Legis⸗ 
latur ſchien aber dem Miniſterium noch nicht rein genug und ſie wurde 
aufgelöft. Die neue Appellations⸗Inſtanz ſchien ihm noch nicht hinlänglich 
die ſchwankenden Elemente entfernt zu haben und es ſchritt zur dritten Ap⸗ 
pellation, zur zweiten . — Nach der dreimaligen Appellation ſollte 
nun das 2 wohl endlich annehmen, daß das, was vor ihm ſteht, 
doch der wahre spiritus rectiſicatissimus iſt. (Bravo! Heiterkeit.) Der Mi: 
niſter hat ja ſelbſt bei der Vertheidigung der Preßordonnanz erklärt, daß 
ihm die Ausſcheidung aller unklaren Elemente ſo gut gelungen ſei. Die 
fo geläuterte Kammer verwirft alſo abermals die Reorganiſationskoſten, und 
man hat ſich nur darüber zu wundern, daß ſie nicht den ganzen Etat ver⸗ 
wen: daß fie ſich wiederholt die 5 nimmt, die gegen den ausdrücklichen 
Willen des Hauſes immer wieder auf das Ordinarium gebrachten Reorga⸗ 
niſationskoſten auszuſcheiden, daß fie nicht lieber dieſe Rechnung dem Kriegs: 
miniſter allein überläßt. 

In einem benachbarten Lande hat die Kammer den ganzen Etat des aus: 
wärtigen Miniſteriums geſtrichen und der Miniſter iſt bereits durch einen an⸗ 
dern erſetzt, wir freilich ſind keine heißblütigen Holländer (Heiterkeit), ſondern 
bedächtige Preußen, aber, was nicht iſt, kann noch werden, wenn das Miniite- 


rium die conftitutionelle Wiſſenſchaft durch eine dritte Auflöſung bereichern 


wollte. Der Kaiſer Nikolaus hat einmal geſagt, er kenne nur zwei Regierungs» 
formen: Monarchie und Republik. Ich begreife das, denn er ſoll eine ehrliche 


Soldatennatur geweſen ſein; was würde er aber zu dem Syſtem des gegen— 


wärtigen Miniſteriums geſagt haben, welches in der conſtitutionellen Hülle nach 
abſoluter Bewegung trachtet? Es werden uns allerdings Geſetzentwürfe vorge⸗ 
legt, aber ſolche, die verworfen werden müſſen, die alſo den Stempel ihrer 
Verworfenheit ſchon an der Stirn tragen (Heiterkeit). Das Miniſterium 
trägt eben nur die conſtitutionelle Hülle, um ſie zu compromittiren. Das würde 
jene gerade Soldatenſeele, der Kaiſer Nikolaus nicht verſtanden haben; er hätte 
eſagt: Habt Ihr geſchworen. den conſtitutionellen Rock zu tragen, dann müßt 
dr es auch halten; wollt Ihr aber die Verfaſſung brechen, dann brecht ſie 
ganz, aber nicht ſtückweiſe. — 

Nun werden aber auch Zweckmäßigkeitsgründe geltend gemacht, das Wohl 
des Vaterlandes wird als das böchſte Geſetz geltend gemacht. Darauf hätte 
jener Nikolaus geſagt: Ja, bei mir könnte das gelten, der ich deſpotiſch 
über Ruſſen, Kalmücken und Tartaren herrſche, nicht aber bei Euch, den mo: 
dernen Kulturvölkern Europa's, die ihr Wohl in die Hände von aus ihrem 
Schoße hervorgegangenen Geſetzesfaktoren gelegt. Dieſe Berufung auf das 
Wohl des Staates als das höchſte Geſeß iſt eine Rückkehr zu dem salut 
public Robespierre's (Heiterkeit), iſt der revolutionärſte Grundſatz der Gegen— 
wart. Will etwa das Miniſterium für ihn Propaganda machen? Wenn das 
Miniſterium alſo keine Berechtigung hat, ſich auf den Standuunkt der 
Nothwendigkeit zu ſtellen, ſo braucht dies die Kammer noch weniger zu 
thun. Die Regierung hat ja ohnedies ſo oft geſagt, wir verſtehen nichts 
von Geſetzemachen, alſo beſchränken wir uns auf den Standpunkt des klaren 
Rechts. Freilich folgt uns der Kriegsminiſter auch auf dieſes Gebiet; aber 
hier ſind wir ihm iedenfalle gewachſen, und wir können nur das thun, was 
unſere Vorgänger mit der 1 ie getban; wir können dem Minifte: 
rium nur ſagen, was neulich bei der Preßordonnanz die erſten Juriſten 
Deutſchlands ihm zugerufen: „Wo die Minfiter ihr Recht ſehen oder zu 
feben behaupten, da ſehen wir nach allen bisher unter Menſchen üblichen 
Denkgeſetzen das Verbrechen des Verfaſſungsbruches.“ 

Der Herr Kriegsminiſter hat neulich die Berufung auf das Geſetz von 
1814 den Standpunkt des abſtracten Rechtsſtaates genannt, wenn dieſe und 
ähnliche Grundſätze bei uns Geltung bekommen ſollten, dann müßte allerdings 
ein neuer Lehrſtuhl der Logik und Interpretationskunſt errichtet und der Herr 

egsminiſter mit der Beſetzung betraut werden. So troſtlos aber auch die 
Lage zu ſein ſcheint, ſo wenig Hoffnung auf eine augenblickliche Wirkung 
unſeres Votums vorhanden, fo können wir doch dem preußiſchen Volke über 
das Miniſterium hinweg zurufen: Sei beharrlich, und einſt wird der Tag 
kommen, der Tag, wo man der Volkskraft bedürfen und kein Miniſterium mehr 
57 2 wird, ſeine ſpezielle Einſicht, ſein Dafürhalten dem Geſetz und der 
Meinung von neun Zehnteln der ganzen preußiſchen Nation entgegenhalten 


üf. Grabow: Laufe ſeiner Rede hat der Herr Vorredner von den, 
das Staatsminiſterium dem Hauſe gemachten Vorlagen gejagt, fic trü⸗ 
gen den Stempel der Verworfenheit an der Stirn. Ich meine, der Herr Ab⸗ 


eit“ gebrauchen wollen. Wenn dem nicht ſo ſein ſollte, würde ich ihm in 
dieſer Beziehung zu erwidern haben, daß er ſich eines unparlamentariſchen 
Ausdrucks bedient hat, wie ich denn auch den Wunſch gehegt hätte, —4 der 
muß mir 
in 17 75 Degichung noch beſonders die 1 des Herrn Abg. erbitten. 

Abg. Jung. Es iſt mir jenes vom Herrn Präſidenten gerügte Wort un⸗ 
willürlich als ein Wortſpiel entſchlüpft, ich habe damit natürlich nur ſagen 


an der Stirn trügen. 5 

Inzwiſchen haben die Miniſter v. Bodelſchwingh, v. Mühler und v. Sel⸗ 
chow am Miniſtertiſche Platz genommen. — Vicepräſident v. Unruh über: 
nimmt den Vorſitz. 


Abg. v. d. Der Redner iſt auf der Journaliſtentribüne nur 


| Stollen! tele. die Miitärirnge Bisher burg 
mit einer Entwickelung der Stadien, welche die Militärfrage bisher durch 
Au zu beginnen, und führt in dieſer Hinſicht aus, daß diefes Haus zwei⸗ 
mal die Mittel zur Reorganiſation des Heeres bewilligt habe und die Reor⸗ 
janifation deshalb bereits unter man e des Hauſes erfolgt ſei. (Heiter⸗ 
Bei, Rufe: Lauter!) Die Aufhebung der Reorganiſation habe man nie ver⸗ 
langt, vielmehr nur die 2jährige Dienftzeit begehrt und andere unbeitimmte 
are 11 0 0 iervon habe die Staatsregierung den Beſtand des 
eres nicht abhängig machen können. Es folgen Ausführungen über das 
Bewilligungsrecht der Landesvertretung, über die wahre Landesvertretung, 
welche nicht in dieſem Haufe beſchloſſen ſei, und über die Lücke, welche die 
Verfaſſung in Bezug auf die Qupgetbeiilligung aufweiſe. (Mehrfacher Wider⸗ 
ſpruch des Hauſes. Der Rauf: Lauter! wird wiederholt. Glocke des Präſi⸗ 
denten.) Vom Jahre 1865 ab würde ſich der Etat jo geſtalten, daß die von 
der Regierung verlangten Reorganiſationskoſten ſtets durch die laufenden Ein⸗ 
nahmen gedeckt ſein würden. Der Redner ſchließt mit Ausführungen, daß 
dieſes Haus nicht das Recht habe, das Herrenhaus oder den König zu irgend 
welchen Handlungen zu fen eh (Bravo bei den Conſerv., Ziſchen links.) 
Abgeordneter Tweſten weiſt verſchiedene Widerſprüche nach, welche 


eydt. 


eden deſſelben, ſowie in ſeinem bekannten Briefe an den Kriegsminiſter⸗beſtehen. 
Es ſei bedauerlich, daß dieſer Herr Abg., ſeitdem er aufgehört, Miniſter zu 
fein, fo ſtarke retrograde Fortſchritte gemacht habe. (Heiterkeit) Die Be: 
hauptung des Vorredners, dieſes Haus habe zweimal die Reorganiſations⸗ 
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und Abſolutismus jtattfinden können. 
recht kann nicht heilſam wirken für unſer Land 
geſſen, daß das Verfaſſungsleben bei uns noch i : 
wie etwa in England, jondern, daß es nur als ein ſchwacher Ableger jener 
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der Reorganiſationskoſten zu ſtimmen. 1 Wir können im gegenwärti⸗ koſien bewilligt, ſei thatſächlich unrichtig. Das Haus babe nie die Re⸗ 


organifation gutgeheißen (Bravo), wohl aber habe ſich im Hauſe die Bereit⸗ 
willigteit gezeigt, mit der Regierung einen Compromiß über die ſchwebende 

rage zu ſchließen. Der Redner ſpricht ſich darauf gegen die vom Grafen 

chwerin geltend gemachten e aus und fährt dann 
fort: Ich habe i. J. 1862 nach meinen Kräften dahin geſtrebt, ein Compromiß 
zwiſchen der Krone und der Landesvertretung herbeizuführen, Ich hielt es 
damals für dringend geboten, die Krone nicht zu nöthigen, daß fie wähle 
zwiſchen Armee und Verfaſſung. Die Sacheu lagen damals ſo, daß es ge⸗ 
boten ſchien, den Verfaſſungsconflict nicht auf die Spitze zu treiben. Ich be⸗ 
fürchtete ſchon damals, die Lage wäre ſo, daß die Krone in dem obengeuann⸗ 
ten Conflict ſich für die Armee und gegen die Verfaſſung entſcheiden würde. 

Dieſe Befürchtung hat ſich jetzt leider erfüllt. Es hat ſich gezeigt, daß 
die Verfaſſung der Regierung gegenüber keinen Werth meh dal Die 
Octroyirung der Preßverordnung, die Nichtachtung des von der Landesver⸗ 
tretung bewilligten Budgets laſſen hierüber keinen Zweifel. Wir an unſrer 
Stelle dürfen aber nicht die Hand dazu bieten, daß wir von den uns zuſte⸗ 
henden Befugniſſen einer beſchließenden Verſammlung herabgedrückt werden 
zu denen einer nur berathenden (Bravo); die Regierung hält unſere Zuſtim⸗ 
mung zu den Budgetvorlagen für gleichgiltig und entbehrlich (Sehr richtig!), 
ſie hat ſich damit für die Armee entſchieden, um ſo mehr müſſen wir uns 
für die Verfaſſung erklären (Lebhaftes Bravo!) — Wir ſtellen die Ver: 
faſſung über die Armee; wir dürfen nicht weichen von der Verfaſſung. 
Wir ſind durch die gefaßten Beſchlüſſe gebunden und in Folge derſelben nicht 
mehr in der Lage, die Commiſſions⸗Anträge verwerfen zu können. Schlim⸗ 
mer als es gegenwärtig um die Verfaſſung ſteht, kann es ohnehin nicht mehr 
werden. (Lebhaftes Bravo!) ! 

Kriegsminiſter v. Roon: Meine Herren! Ich habe nicht die Abſicht, die 
Discuſſion weſentlich zu verzögern oder zu erſchweren; ich bin indeſſen durch 
meine amtliche Stellung genöthigt, das Wort zu nehmen, um den Stand: 
punkt der Regierung in dieſer Frage zu wahren. Was ich bis jetzt von der 
Tribüne herab ſeitens derjenigen Herren, welche für die Commiſſionsanträge 


geſprochen, gehört habe, hat den Standpunkt in keiner Weiſe erſchüttert, wel⸗ 


chen einzunehmen der Regierung als Pflicht erſcheint. Ich kann mich auch 


unmöglich auf die Widerlegung aller derjenigen Aeußerungen einlaſſen, die 
gegen die Regierung von der Tribüne herab gefallen ſind; ich glaube nament⸗ 
lich, daß das Haus mich davon dispenſiren wird, mich gegen die Vorwürfe 
des Abg. Jung zu vertheidigen. Jeder Billigdenkende muß beklagen, daß die 
Waffen nicht gleich vertheilt ſind; es iſt daher beſſer, auf dieſe Sache nicht 
weiter einzugehen. Ich habe das Wort ergriffen, nicht um die Summen 
feſtzuhalten, welche nach den Commiſſionsanträgen abzuſetzen ſind, ſondern 
vorzugsweiſe, um den Standpunkt der Regierung feſtzuhalten und nochmals 
die Prinzipien zu wahren, auf denen er beruht. Es würde vergeblich fein, 
wollte ich für die Genehmigung der Summen irgend ein Wort verlieren. 
Ich bin kein Mann, der, im parlamentariſchen Sinne, ſehr verſirt iſt; aber 
ich weiß genug, um die Ueberzeugung zu haben, daß alle Beſchlüſſe der Ma⸗ 
jorität vorher feſtgeſtellt ſind, ehe das Drama in dieſem Hauſe beginnt. 

In dem Porparlament, den ſogenannten „Fractionen“, werden alle dieſe 
Dinge beſchloſſen, und da eine übermäßige Majorität hier im Hauſe der 
Regierung gegenüberſteht, begreife ich, daß jede Bemühung gegen ſolche 
Beſchlüſſe eitel ſein würde. — Ich wünſche zu ſprechen, ohne Emphaſe oder 
15 rein objectiv zur Sache; ich will nicht dieſen oder jenen Ton an⸗ 
chlagen, das iſt nicht meine Abſicht; ich würde mit dem Pathos keinen Ein⸗ 
druck machen, höchſtens den einen oder andern herausfordern, und das will 
ich nicht. Die vorige Seſſion hat gelehrt, daß jede Demonſtration gegen 
gehäſſige Angriffe zu weiteren Conflicten führte, welche für die Regierung 
und die Landesvertretung, wie für die Sache ſelbſt und das Land nicht von 
Vortheil waren. Ich will ohne Ironie ſprechen, weil die Sache mir zu 
wichtig und ernſt iſt, alſo ſchlicht und recht, ohne Jemanden zu kränken, 
aber auch ohne Hoffnung, hier Jemand zu gewinnen, lediglich um des Lan⸗ 
des willen und der Nachkommen willen, welche die Sache mit andern Augen 
betrachten werden, als die Gegenwart. Wenn ich ein Wort ſagen werde, 
was wehe thut, ſo iſt das um der Würde willen und nicht des Fingers 
wegen, der ſie anrührt. Ich glaube nicht einen Gemeinplatz zu 2 wenn 
ich ausſpreche: die Selbſterhaltung iſt der oberſte Grundſaß für das In⸗ 
dividuum; in Bezug auf den Staat halte ich ſie für eine ſittliche Pflicht. 
Eine Ausführung von Beſchlüſſen, welche dieſer Pflicht entgegenlaufen, iſt 
nach meiner Meinung daher völlig unmöglich. Sie machen der Regierung 
Bach daß ſie die Reorganiſation aufrecht erhält, ungeachtet Ihrer 

€ Uſſe. 1 

Sie fordern Gehorſam für Ihre Beſchlüſſe in einem Augenblick, wo für 
Preußen die Entwickelung ah militäriſcher Kräfte eine Nothwendig⸗ 
keit geworden iſt; in einem Augenblicke, wo Sie von der Regierung Schritte 
verlangen, die das Vaterland mit allen europäiihen Großmächten in ernſte 


rückgängig mache, was durch die Reorganiſation geſchehen iſt. Die Com⸗ 
miſſion kommt mehrfach auf dieſen Punkt zurück. Ich frage Sie, ob, wenn 
die Regierung ſolchen Beſchlüſſen Folge geben würde, Sie damit überein⸗ 
ſtimmten? 90 bin der 1 e daß Sie ſich dadurch eines ſchweren Ver⸗ 
gehens gegen die Sicherheit des Landes ſchuldig machen würden. Sie wiſſen 
das recht gut, aber Sie dringen darauf, und weil ſie meinen, daß durch ihre 
Beſchlüſſe, eine Ihnen mißliebige Regierung gefkännt werden könnte; Sie 
ſtellen die Regierung vor die Alternative: entweder kein Budget, oder Ruin 
der Armee. Ste ſelbſt können gar nicht wünſchen, daß Ihren Beſchlüſſen 

olge gegeben werde, denn kein Patriot kann dies wünſchen. Ich ſpreche 
jetzt ein Wort gelaſſen aus, was vielleicht Manchen von Ihnen verletzt, ich 
erkläre, ich kann es nicht unausgeſprochen laſſen, denn es iſt die Wahrheit 
und es iſt gut, daß die Wahrheit geſprochen werde: Sie treiben Tendenz⸗ 
Politik mit einem ſolchen Beginnen, Sie wollen das Mintſterium ſtürzen 
und faſſen Beſchlüſſe, welche nach meiner Auffaſſung, die Sicherheit des 
Landes gefährden; Sie treiben dieſe Tendenzpolitit auch in der Beziehung, 
daß Sie ſogar die äußere Politik vorſchreiben wollen, welche die Regierung 
zu befolgen hat, wenn fie ſich Ihrer Unterſtützung erfreuen fol, 

In beiden 1 en beabſichtigen Sie etwas, was die Verfaſſung ver⸗ 
letzt (oh! oh! links). Nach der Ver Bla gebührt Sr. Majeſtät dem Könige 
die Wahl ſeiner Räthe; Sie wünſchen dieſe jetzigen Räthe Sr. Majeſtät ent 
fernt zu ſehen, um Perſonen Ihrer Wahl an deren Stelle treten zu laſſen 
(oh! oh!). Meine Herren, dieſe Tendenzpolitik iſt nach meiner Meinung eine 
die Verfaſſung bedrohende, eben jo die andere, wenn Sie Ihre Bewilligung 
abhängig machen wollen don der Politik, welche der Majorltät dieſes Hauſes 
zweckmäßig erſcheint. Diesmal beabſichtigen Sie, wenn Sie den Anträgen 
der Commiſſion Folge geben, das Budget zu verſtümmeln, noch bevor Sie 
ſich ſchläͤſſig gemacht haben über das Ihnen vorgelegte Organiſationsgeſetz. 
Sie laſſen dabei auch die letzte Rückſicht außer Acht, welche Sie bisher beob⸗ 
achtet haben. Im Jahre 1862 ſagten Sie: Sie würden bewilligen, wenn 
Ihnen ein Organiſationsgeſetz vorgelegt werden würde. Es war damals 
vielfach davon die Rede, und jetzt räth die Commiſſion zu verwerfen, obgleich 
ein ſolches Geſetz vorgelegt iſt und bevor Sie es geprüft und berathen ha⸗ 
ben. Das iſt ein Fortſchritt auf Ihrer Bahn. Sie ſind dabei freilich in 
Ihrem formellen Rechte, aber indem ich gegen ein ſolches Verfahren Proteſt 
einlege vor dem Lande, erkläre ich, Sie darin in keiner Weiſe ſtören zu wol⸗ 
len. Deshalb will ich ein⸗ für allemal gegen die von der Commiſſion bean⸗ 
tragte Abjegung Widerſpruch erheben und auf die Bekämpfung der einzelnen 
Commiſſions⸗Anträge verzichten. Ich glaube, ich werde damit Ihren Wün⸗ 
ſchen, dieſe Angelegenheit 85 zu erledigen, entgegenkommen. Wollen 
Sie Ihr hohes Spiel im Vertrauen auf den Gewinn, den Ihnen nach Ihrer 
Meinung die Zukunft verheißt, fortſetzen — — — wohlan, fo ſetzen Sie 
dies gefährliche Spiel fort. (Vereinzelte Bravo's rechts, Ziſchen links.) 

Ein Antrag auf Schluß der Debatte iſt eingebracht; das Präſidium er⸗ 
klärt die Abſtimmung für zweifelhaft und damit den Antrag für abgelehnt. 

Abg. v. Vincke⸗Olbendorf: Der Abg. Graf Schwerin hat ſchon im 
Allgemeinen den Standpunkt dargelegt, den unſere Partei in dieſer Frage 
einnimmt, und wenn ich auch in manchen Punkten eine Verringerung der 
von der Regierung geforderten Summe wünſche, ſo iſt für mich die Haupt⸗ 
ſache doch jetzt die, daß das Vaterland in Gefahr iſt, und in einer ſolchen 
Lage werde ich jedem Miniſterium Geld bewilligen. Ich mache aber darauf 
enen daß, wenn die Landesvertretung das Recht hat, Gelder zu be⸗ 
willigen und zu verwerfen, ſie auch das Recht hat, ſich um die ihr zweck⸗ 
mäßig ſcheinende Verwendung derſelben zu bekümmern und dadurch moͤglicher⸗ 
weiſe auf die auswärtige Politik einen Einfluß auszuüben. 

Abg. Reichenſperger: Ich bin kein abſoluter Gegner der Militär⸗ 
Reorganiſation, und lege mir alſo die Frage vor, welche Bedeutung eigent⸗ 
lich den Commiſſionsanträgen beizulegen ſei. Da drängt ſich mir denn die 
Ueberzeugung auf, daß, wenn gleich das Recht der Geldbewilligung ein 
fundamentales Recht der Landesvertretung iſt, dieſelbe doch nicht bloß 
Rechte habe, ſondern auch 1 — mag von dieſen letzteren auch nichts 
in der Verf.⸗Urkunde geſchrieben ſtehen. And nur weil man deſſen nicht 
ſtets eingedenk geweſen iſt, hat ein beſtändiges Schwanken zwiſchen Anarchie 
Das zu ſcharf angeſpannte Budget⸗ 
denn man darf nicht ver⸗ 
nicht ſo feſte Wurzeln hat, 


Verwickelung zu bringen ie er Sie ſcheinen zu wollen, daß die Regierung ( 
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RE: Eiche in unſerem Boden, der ja nur Sandboden, verpflanzt 
worden iſt. 

Die Majorität muß beſonders gewarnt werden vor Selbſtüberſchätzung; 
denn erſtlich iſt die demokratiſche Geſinnung keinesweges jo allgemein, wie 
man vorgiebt, und ſodann frage ich: was hat denn den heutigen Liberalismus 
überhaupt bei uns geweckt, wenn nicht das Wort der Krone? Ohne dieſes 
Wort wäre vielleicht bis zu dieſer Stunde das Miniſterium Manteuffel am 
Ruder. Ja, noch mehr: die gegenwärtige, der Staatsregierung feindliche 
Majorität des Hauſes iſt nur ein Geſchöpf des Miniſteriums, welches den 
Bogen zu ſcharf geſpannt, ſo daß das Land irrthümlich geglaubt hat, es ſei 
die beſte Politik, die ſchärfſten Gegner des Miniſteriums in dieſes Haus zu 
ſchicen. Ich meine daher, Sie, von der Majorität, ſollten der von der Krone 
aus fh der liberalen Bewegung nicht mit Undank lohnen. Zur Sache 
ſelbſt führt der Redner aus, daß das Staatsminiſterium die gegenwärtige 
ſchwierige Lage nur als Erbſchaft des Miniſteriums der neuen Aera übers 
kommen habe, und daß, um aus dieſer Lage herauszukommen, von beiden 
Theilen verſchiedene Schritte zurückgethan werden müßten. Beide Theile 
hätten ſich Rückſichtsloſigkeiten zu Schulden kommen laſſen, und das Miniftes 
rium überdies dadurch ein formelles Unrecht auf ſich geladen, daß es nicht 
eine Indemnitätserklärung beantragt habe, nachdem ſeinerſeits gewiſſe, vom 
Hauſe nicht bewilligte Summen verausgabt worden wären. Niemand werde 
leugnen, daß unſere zweijährige Budgetloſigkeit ſich nicht im Einklange be⸗ 
finde mit der Verfaſſung; aber die Commiſſion und mit ihr das Haus könnte 
viel zur Löſung der Ehinierigteit durch die Erklärung beitragen, es malte 
nicht die Abſicht ob, ſchlechthin zu ſtreichen, 
een dee 8 

Wenn dem gegenüber die Regierung auf die Forderung der zweijährigen 

Dienſtzeit, welche nach meiner und des Landes Stimmung das Wichtigſte 
iſt, einginge, ſo könnte das Haus ſich immerhin bereit finden laſſen, die Geld⸗ 
forderungen der Regierung zu bewilligen. Es iſt zu bedauern, daß die Com⸗ 
miſſion nicht dieſen guten Willen gezeigt hat; ich ſelber habe mich eines da⸗ 
hin zielenden Antrages enthalten, weil meine Erfahrungen mir ſagen, daß 
Sie (die Majorität) ihn doch verwerfen würden. — Nachdem Redner noch 
angedeutet, daß eine Beſteuerung der nicht zur Armee Eingezogenen zu Gun⸗ 
ſten der ingegogenen zweckmäßig fein würde, fährt er fort: Jetzt wird es 
ſich zeigen, ob das Haus ein klares, richtiges Bewußtſein ſeiner Rechte und 
ſeiner Pflichten hat, jetzt, da es ſich um die Bewilligung oder die Ablehnung der 
Regierungsforderungen handelt. Ich ſelber erkläre im Voraus, daß ich für 
meine Perſon auch auf dieſem Gebiete einen billigen Vergleich dem fetteften 
Rechtsſtreite vorziehe. 
Abg. Graf Eulenburg: Das Wort, daß die Militärfrage zu einer 
Rechts⸗ und Verfaſſungsfrage angewachſen ift, findet feinen Ausdruck in dem 
Eingange des Commiſſionsberichtes. Dieſer vindieirt der Landesvertretung 
das Recht, Ausgaben zu bewilligen, und die Pflicht, von dieſem Rechte im 
gegenwärtigen Falle nach einer beſtimmten Richtung hin Gebrauch zu machen. 
Es iſt aber zu unterſcheiden, ob es ſich um Poſitionen handelt, welche auf 
einer rechtlichen Verpflichtung des Staates baſirt ſind, oder um ſolche Po⸗ 
ſitionen, die die Regierung auf neue Ausgahen verwenden will. Ich bin 
nach einem Rückblick auf die parlamentariſche Geſchichte der Reorganiſation 
feſt überzeugt, daß bei der Bewilligung der erſten Poſten weder die Regie⸗ 
rung noch die Bewilligenden daran gedacht haben, daß es ſich nur um eine 
„vorübergehende“ Einrichtung handle. (Lebhafter Widerſpruch links.) Da⸗ 
durch hat die Volksvertretung gleichſam eine moraliſche Verpflichtung über⸗ 
nommen, die für die Reorganiſation nothwendigen Geldmittel zu bewilligen. 
Ein Rückgängigmachen der Reorganiſation wäre die Auflöſung der Armee 
und würde die Wehrlosmachung des Landes herbeiführen. Nicht Alle, die 
gegen die Reorganiſation ſind, wollen die Armee auf den Zuſtand von vor 
1859 zurückführen; — zum Beweiſe dafür verlieſt Redner einige Stellen aus 
einer Rede des Abg. für Waldenburg (damals für Berlin), Tweſten, im 
Herbſt 1862. Die Reorganiſalion iſt, ſchließt der Redner mit den Worten 
der fol. Thronrede vom Jahre 1862, beſtimmt, das Land ſicher zu ftellen, 
und deshalb halte ich es für meine Pflicht, dafür zu ſtimmen. 

Abg. v. Stavenhagen (auf der Sournalifteniribüne leider nur theil⸗ 
weiſe vörſtändlich). Ich erkenne mit Vergnügen an, daß der Hr. Vorredner von 
ſeinem Standpunkte aus die Majorität des Abgeordnetenhauſes einer ſehr 
billigen Beurtheilung unterworfen hat. Er ad ſich aber in einer ſehr 
tarken, wenn auch durch die Neuheit feines Mandats entſchuldbaren Täu⸗ 
chung, wenn er meint, daß die Polksvertretung bei ihrem Votum im Jahr 
1860 ſehr gut gewußt habe, daß ſie zu dauernden Einrichtungen Geld be⸗ 
willige. Ich, als damaliger Referent über den Militäretat kann ihm die 
Verſicherung geben, daß damals Niemand daran gedacht at, und als von 
einer Seite derartige Befürchtungen erhoben wurden, habe ich entgegnet: 
Wenn man befürchte, das Geld werde für dauernde Ausgaben verwendet 
werden, dann müßte man die Miniſter nicht für ehrliche Männer halten 
Hört! hört). Der Abg. Reichenſperger hat das Miniſterium damit zu ent⸗ 
ſchuldigen geſucht, daß es die Reorganiſation als „Erbſchaft“ überkommen 
habe; er ſcheint aber zu vorgeſſen, daß in dieſer Erbſchaft der Herr Kriegs⸗ 
miniſter mit einbegriffen iſt (Heiterkeit, Bravo). Derſelbe Abgeordnete bat 
zugleich die Bemerkung gemacht, ein magerer Vergleich ſei beſſer als ein fet⸗ 
ter Prozeß. Ich gebe das gern zu, aber zu einem Vergleich gehören doch 
immer zwei (Buftimmung).  ._ 5 2 

Die Regierung hat pe offiziell und nicht offiziell zu verſchiedenen Zei⸗ 
ten den Wunſch nach Verſtändigung ausgeſprochen, aber wenn ein Holder 
Wunſch aufrichtig Eh fein toll, dann muß auch von jeder der beiden 
Seiten etwas nachgelaſſen werden. Die Staatsregierung bat aber nichts 
Weſentliches von dem nasıgslafen, was ſie der Hauptſache nach vom Hauſe 
verlangt hat. Die neueſte? orlage der Regierung, enthält im Weſentlichen 
alles das, was ſchon im Jahre 1860 verlangt worden ift. (Zuſtimmun ). 
Wenn endlich der Abg. Reichenſperger meint, in auswärtigen 1 — müſſe 
die Landespertretung die von der Regierung geforderten Gelder ohne Bedin⸗ 
gene Be eN, jo muß ich dieſen Grundſaß doch ganz entſchieden bekämpfen. 
Wenn das Miniſterium Geld zu einer Politik verlangt, von der ich überzeugt 
bin, daß ſie das Land in Gefahr bringe, ja in's Verderben ſtürzen kann, 1 
bin ich verpflichtet, das Geld zu einer ſolchen Politik zu verweigern. Gs 
wäre ja nicht unmöglich, daß der Herr Miniſterpräſident nach einigen Wochen 
vielleicht von uns 30 Millionen fordern könnte, um die übrigen deutſchen 
Staaten mit Gewalt zu ſeiner Politik zu bekehren. Und wenn Galgen und 
Rad ein verneinendes Votum bedrohten, würde ich die Mittel zu einer ſolchen 
Action verweigern. (Lebhaftes Bravo). 8 

Der Referent hat mit Unrecht beute behauptei, es könne in dieſer Frage 
nichts Neues mehr angeführt werden; denn von dem Abg. Frhrn. v. d. Heydt 
haben wir heute Blignagelneues, gehört. (Alfeitige Heiterkeit und Zuſtim⸗ 
mung.) Ich war heute auch nicht wenig überraſcht, den geehrten Herrn Ab⸗ 
geordneten * ſo brüderlicher Gemeinſchaft mit dem Herrn Kriegsminiſter zu 
ſehen, bie ich gerade in der Reorganiſationsfrage für feindliche Brüder gehal⸗ 
ten habe. . Der Herr Kriegsminiſter hat heute wieder die Kar: 
ganiſationsfrage mit der Pflicht der Selbſterhaltung des Staates in 
Verbindung gebracht; es iſt dies das alte bequeme Feld der fubjectiven Will⸗ 
tür, das immer betreten wird, wenn das Miniſterium anderer Meinung wie 
das Haus iſt. (Bravo.) Es iſt auch von ihm die Behauptung wiederholt 
worden, die Reorganiſation enthalte eine Erleichterung für die älteren Jahre 
llaſſen der Landwehr. Dieſe angeblichen Vortheile der Reorganiſation beru⸗ 
ben auf einer reinen Täuſchung; dieſe Erleichterungen hängen lediglich von 
einer höheren Rekrutirung ab und würden auch dann eingetreten fein, wenn 
an der geſetzlichen Heeresorganiſation von 1859 nicht ein Titelchen geändert 
und die Ausbebung von 45,000 auf 60,000 Mann erhöht wäre. (Bravo und 
Zuſtimmung.) Kurse muß ich auch den vom Kriegsmiſter dem Haufe ge⸗ 
machten Vorwurf der Tendenzpolitit zurückweiſen. Das Haus hat keine 
Vorlage der Reglerung, die es an und für ſich für beilſam baten abge⸗ 
lehnt, nur weil % von dieſem Miniſterium elt iſt. Das aller 
dings gebe ich dem Herrn Miniſter zu, daß wir bereit find, Alles zu 
thun, was dieſes Miniſterium zu befeitigen im Stände ift. 
(Lebhaftes Bravo.) 7 

Abg. v. Mitſchke⸗Collande vertheidigt die Heeresorganiſation; fo viel 
bei der Unruhe und der Converſation im Hauſe zu ve Beben ift, „behauptet 
der Redner, die Reorganifatiort habe im Lande darum keinen 
den, weil man geglaubt babe, ſie ſolle die Landwehreinrichtung 
14, 15 das Vaterland gerettet habe, verdrängen; ſeitdem man ſich aber Über⸗ 
eugt habe, daß die Landwehr noch eben ſo wie früher in Function bleibe, 

abe man ſich im Lande für die neue Linrichtung begeistert. Im Kriege 
werde auf die Landwehr ganz gewiß zurückgegangen werden, aber in unſerer 
jetzigen Zeit müßten Demonſtrationen gemacht werden (Gelächter), und dazu 
konne man die Landwehr nicht brauchen. (Sehr richtig!) — Die Unruhe im 
Haufe wählt während der aortlehung der Rede ſo bedeutend, daß nur noch 
einzelne Worte und Zahlen zu derſtehen ſind, aus welchen hervorgeht, daß 
Redner die Stärke und die Koſten der Armee zu verſchiedenen Zeiten mit der 
Bevölkerungsſtärke des Landes vergleicht und danach den gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtand für einen vergleichsweiſe vortheilhaften hält. 

Abg. Schulze (Berlin): Gegen die Gegner des Commiſſions⸗Antrages 
müſſen wir geltend machen: wir berathen hier den Friedensetat, und wol 


blos um der Staatsregierung 


eifall gefun⸗ 
welche 1813, 


nicht darüber entſcheiden, ob einem großen Kriege gegenüber der geforderte 
Militäretat genüge. Gegen den Kriegsminiſter Mug i gef 


l N ich einwenden, daß die 
Entſcheidung des Hauſes in der jetzt ſchwehenden Frage nicht erſt; ee 


\ 


A 


n 


{miffionen Pat entſchieden zu werben brauchen; ich glaube, es ift kein 


Commiſſion 
Mitglied in dieſem Hauſe, das, wie die Sachen jetzt liegen, nicht ſchon bei 
ſeinem Eintritt in ſeinem Urtheil über die zur Entſcheidung liegende Ange: 


legenheit mit ſich einig geweſen wäre. (Beifall.) Die Commiſſion hat ſich 
die Frage ſelbſt vorgelegt, ob man unter den jetzigen Verhältniſſen trotz der 
geſtrichenen Reorganiſationskoſten die Desorganiſation der Armee zulaſſen 
dürfe. Dieſe Frage iſt bereits in den Commiſſions⸗Berichten und Debatten 
des Jahres 1862 verneinend entjhichen worden und es iſt ungerechtfertigt, 
wenn der Kriegsminiſter uns dieſe Anſicht imputirt. (Bravo!) Der Herr 
Mr ter hat uns ebenſo zugerufen, wir trieben in unſeren Agitationen ein 
hohes und gefährliches Spiel. 0 Bor 5 
M. H., wo es ſich um die Schaffung eines Verfaſſungsſtaates gehan⸗ 
delt dat, da haben ſich die Ereigniſſe noch niemals glatt und ruhig entwik⸗ 
kelt, und ich möchte doch meinen, daß der uns gemachte Vorwurf doch eben 
ip nt der entgegenſtehenden Seite zu machen geweſen ſei; auch von der 
andern Seite ſei manchmal ein hohes Spiel getrieben worden. (Lebhafter 
Beifall.) — Unſere Verfaſſung gibt uns das Steuerbewilligungsrecht nur 
iche bedingt; wir haben über neue Steuern und Anleihen, welche ja au 
nur vorweg genommene Steuern find, zu entſcheiden, und in dem Augen⸗ 
blicke, wo wir unſer geringes Recht ausüben wollen, um dadurch auf die 
ausmärtige Politik einzuwirken, wird es uns ſtreitig gemacht. Der Abg. 
Reichenſperger hat geſagt, der Anſtoß zur freien Staatlichen Entwickelung 
Preußens ſei von oben ausgegangen; ich glaube, in meinem und meiner 
Freunde Namen gegen ſolche geſchenkte Freiheiten proteſtiren zu müſſen 
wenn irgend ein Volk ein Anrecht auf Freiheit und Verfaſſung hat, ſo iſt 
es das preußiſche, welches ſich die Zuſage derſelben in der Stunde der höch⸗ 
ſten 9 durch die größten Opfer für König und Vaterland erworben 
bat. (Lebhaftes Bravo.) { 
Der zum drittenmale beantragte Schluß der Debatte wird nunmehr an: 
genommen. 
Es folgen perſönliche Bemerkungen: Abg. v. d. Heydt verwahrt ſich 
gegen die ihm von dem Abg. Tweſten und Stavenhagen gemachten Vorwürfe 
und geht unter großer Unruhe des Hauſes auf die ene ein, von der 
er ſich als Mitglied des Staatsminiſteriums hat leiten laſſen. — Ruf: „das 
üt keine perſönliche Bemerkung.“ — Vicepräſident v. Unruh erſucht, das 
Uitheil darüber ihm zu überlaſſen. — Abg. v. d. Heydt fährt fort: Was 
die Budgetloſigkeit betreffe, fo nehme an dierem Verbrechen jeder e 
Theil, der ſich feine Diäten, jeder Beamte, der ſich fein Gehalt zahlen laſſe. 
Heiterkeit.) Es ſei eine ganz falſche Auffaſſung feines Austritts aus dem 
iniſterium, wenn man ihn und den Kriegsminiſter hier als die „feind⸗ 
lichen Brüder“ dargeſtellt habe; ſein ſehnlichſter Wunſch ſei es wenigſtens 
geweſen, in Gememſchat mit demſelben dieſe hochwichtige Angelegenheit zum 
Abſchluß zu bringen. } f 
Abg Graf Schwerin: Er wolle jene Latitude, welche dem Vorredner 
in Bezug auf ſeine perſönliche Bemerkung geſtattet worden ſei, ſeinerſeits 
nicht in Anspruch nehmen, um deſſen fchon oft entwickelte Budgettheorie zu 
widerlegen Er und feine Freunde bielten die Reorganiſation für ein an ſich 
gutes Werk; ſeine Hinweiſung auf die kriegeriſchen Verwickelungen ſollen 
nicht die Bedeutung haben, als läge in denſelben das Motiv für ihre Ab⸗ 
ftiumungen ; fie ſeien principiell für dieſelbe. Die gegenwärtige Lage könne 
alſo höchſtens adminikulirende Gründe bieten. Was die Vorwürfe betreffe, 
welche der Abg. Reichenſperger auf die „neue Aera“ geſchleudert, als habe 
Je den Berfaffungsconflict verſchuldet, ſo ſei er bereit, ſeine Wirkſamkeit als 
Mintiter jeder 745 zu vertreten; ag vocem „Erbſchaft“ wolle er bemerken, 
daß der Erblaſſer doch unmöglich die Verantwortlichkeit für den Gebrauch 
trage, welchen der Erbe von der Erbſchaft mache. (Sehr gut! Heiterkeit.) 
Bicepräſident v. Unruh: Er halte es für feine Pflicht, Abgeordneten, 
welche wegen ihrer Wirkſamkeit als frühere Mitglieder des Staatsminiſte⸗ 
riums angegriffen worden wären, eine Vertheidigung gegen dieſe Angriffe 
im Wege der parlamentariſchen Bemerkung zu geſtatten. — Abg. Rei⸗ 
chenſperger: Er habe nicht von der Verfaſſung, 7 von dem Auf⸗ 
ſchwung, welchen die altliberale Partei in neueſter Zeit genommen, gejagt, 
daß er durch das Wort Sr. Maf. ins Leben gerufen worden ſei. 
Abg. Jung verwahrt ſich dagegen, als babe er die gänzliche Beſeitigung 
der Verfaſſung für das Wünſchenswerthere erklärt; er habe nur aus der An: 
chauung des Kaiſers Nicolaus heraus dedu irt, daß es der Conſequenz ent 
würde, wenn das Miniſtertum endlich die conſtitutionelle Maske 
allen ließe. 
Berichterſtatter, Baron Va.: : Mas ich noch bätte hinzufügen lönnen, 
das iſt von den Vorrednern ſchon beigebracht worden, und ich habe dem 
Adg. für Ziegenrück nur zu entgegnen, daß, wie er ſelber, als ehemaliger 
Finanzminiſter, am Beſten zu würdigen wiſſen wird, dauernde Ba nd 
+ heben, während im Jahre 1861 die Koſten der Re⸗ 


Ordinarium 
— We n ausp nur im Extraordinarium bewilligt worden ſeien. 
Die Be dann it um deshalb nur eine einmalige eich. f 


Niemand hat das Recht, daraus zu deduciren, daß das Haus, die Reor⸗ 
ganiſation als dauernde bewilligt habe, und ſich darauf zu berufen, daß da⸗ 
mals „kein Widerſpruch“ ſtattgefunden have. Dem Herrn Kriegsminiſter ent⸗ 

egne ich, daß dieſes Haus nicht gegen die Armee, welche die Nation als 
* theuerſtes Gut betrachtet, nichts gegen das Vaterland thut, ſondern 
daß es einzig und allein nur die Herſtellung des legalen Zuſtandes will. 

as her geſagt, wiederhole ich auch heute noch: wenn im Jahre 1860 
das Reorganiſationsgeſetz verfaſſungsmäßig vereinbart worden wäre, ſo be⸗ 
fänden wir uns nicht in dem gegenwärtigen Conflicte, den wir Alle tief be⸗ 
klagen. Wir haben bis zum Jahre 1861 eine gute Armee gehabt mit einem 
Budget von 33 Millionen, und dieſe Armee hat man engetaſtet, um an ihre 
Stelle die Einrichtungen der Reorganiſation unter bedeutend höheren Geld⸗ 
8 zu ſetzen. Ich empfehle Ihnen die Commiſſions-Anträge an⸗ 

unehmen. 
l Die Spezialdebatte wird auf morgen vertagt. 

Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz bringt nunmehr die beiden, bei Be⸗ 
ginn der Sitzung angekündigten Eiſenbahnvorlagen ein. Die erſte enthält 
eine Aprozentige, Zinsgarantie für den auf 11 Millionen veranſchlagten, von der 
Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Bau einer Eiſenbahn von 
Trier nach Call durch die Eifel; die zweite einen desu A fonds perdu 
von 140,000 Thlr., für die Eiſenbahn von Inſtetburg nach Tilſit 
(8 Meilen) und von 12,000 Thlr. pro Meile für die (etwa 30 Meilen lange) 
Eisenbahn von Pillau über Königsberg nach Lyck. Dieſe Bahn 
habe eine große Zukunft, fie ſolle ſpäter nach Hrodno zum Anſchluß an die 


Warſchau⸗Petersburger Bahn weitergeführt und bis nach Pinsk, an den Zus, 


flüſſen des Oniepr gelegen, verlängert werden. N j 
Beide Vorlagen 1 — an dieſelbe Kommiſſion, wie die am Beginne der 


Sitzung eingebrachten. — Schluß der Sitzung: 3% Uhr 


Nächſte Sitzung: morgen 10 Ubr. — T. O.: Spezialdebatte über den 
„ Wulr-Eiat u 1 5 kleinere Commiſſtonsberichte über Provinzialgeſetze. 


Berlin, 11. Jan. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben aller⸗ 
igſt gerubt: 8 n Geheimen Rechnungsrath im Miniſterium des königl. 
und erſten Freforier Geiling, unter 1 55 in dieſer Stellung, 
zum Verwalter und Rendanken Allerhöchſtihrer Schatulle zu ernen⸗ 
ie dem Geheimen expedirenden Secretär Jacob Rudolph Merten, 
dem n Regiſtrator Leopold Vormeng und dem Geheimen expedi⸗ 


renden See 1 „Hermann Friedrich Hugo Oertel, ſämmtlich vom Handels: 
Mimiſter un i alter ls dane verleihen. 
5 8 Emil 

e 


Perels zu Berlin unter dem 
Patent auf eine DEN Beſchreibung und Zeich⸗ 
1 ine i oben. - 
en: Der aller Gnade, erſter Vor: 
Commandite zu Thorn, der Vuchhalterei⸗Aſſiſtent 
8 aueh, Aae der Van Gommandike An sone, ber 
i⸗Aſſiſten „ es Bank⸗Compto 
ee Buchhalterei⸗A ent Faelligen, erſter Vorſtands⸗ 
eamter der Bank⸗Commandite zu Siegen. N n 
Zu Bank⸗Kaſſirern find ernannt: Der Buchhalter Schiller, zweiter 
Ae Bea der Bank⸗Commandite zu Elberfeld, der Buchbalterei⸗ 
af tent Schmidt J., zweiter Vorſtands⸗Veamter der Bank⸗Commandite zu 
Elbing und der Buchhalterei⸗Aſſiſtent Fiſcher, zweiter Vorſtands⸗Beamter 
der Bank⸗Commandite zu Siegen. ; (St. A.) 
Berlin, 11. Jan. [Se. Maſeſtät der König] nahmen im 
Laufe des geſtrigen Tages die Vorträge des Militärkabinets und des 
Miniſterpräſidenteu entgegen. Auf die Meldung von dem Durchmarſch 
von drei Proviant⸗Kolonnen, einem Feldlazareth und einer Kranken⸗ 
trägerkompagnie traten Se. Majeſtät aus dem Palgis heraus und 
ließen die genannten Truppenkörper vor id vorbeimarſchiren. 

Später empfingen Se. Maſeſtät in Audienz den Geheimen Ober⸗ 
Tribunalsrath Pr. Heffter und den Generaldirekter von Olfers mit 
dem Kommerzienrath Flatau, welcher ein Oelgemälde an die zukünf⸗ 
tige Nationalgallerie geſchenkt hat und daſſelbe Sr. Mai. vorftellte, 

Heute nahmen Se. Majeſtät die militäriſchen Meldungen in Ge⸗ 
genwart des Kommandanten und den Vortrag des Civilkabinets ent⸗ 
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gegen und ertheilten dem königl. Geſandten in Kaſſel, Prinzen Hein: 


> — 


— 
7 


rich VII. Reuß, eine Audienz. 


— Ihre Majeſtät die Königin] waren am Sonnabend in 
dem zweiten Vortrage des wiſſenſchaftlichen Vereins anweſend, und 
wohnten geſtern dem Gottesdienſte im Dom bei. Das Familiendiner 
fand bei Ihren königl. Hoheiten dem Kronprinzen und der Kronprin⸗ 
zeſſin ſtatt. a f (St.⸗A.) 

K. C. Berlin, 11. Januar. [Die Anleihe⸗Commiſſion! bat nicht, 
wie irrthümlich gemeldet. den Abg. v. Forckenbeck, ſondern den Abg. Aßmann 
ſtatt des erkrankten Herrn v. Sybel zum Refecenteu g. wählt; der Abg. v. For⸗ 
ckenbeck iſt bereits mit anderen Referaten vollauf beſchäftigt. 

ie neueſte, am Sonnabend eingegangene Erklärung des Staatsminiſte 
riums in Bezug auf das Requiſitionsrecht der Un erſuchungs⸗Commiſſion des 
Hauſes der Abgg. hat die Commiſſion in keiner Weiſe befriedigt; das Staats⸗ 
miniſterium beharrt dabei, das genannte Recht nicht anzuerkennen. 

Die Commiſſion zur Vorberathung des Geſetzentwurfs wegen „Ergänzung“ 
des Art. 99 der Verfaſſung hat vorgeſtern den Bericht des Referenten Abg. 
Gneiſt entgegengenommen und genehmigt. 

[Die londoner Conferenz.] Wie die „B.⸗ u. H.⸗Ztg.“ aus 
guter Quelle erfährt, hat der engliſche Botſchafter am Sonnabend aus 
London die Nachricht erhalten, die Conferenz in der deutſch⸗däniſchen 
Streitſache werde wahrſcheinlich zu Stande kommen und in London 
abgehalten werden. Man nimmt hiernach an, Frankreich habe ſeine 
Zurückhaltung aufgegeben und ſich zuſtimmend geäußert. Der Zuſtim⸗ 
mung der übrigen Mächte, welche den londoner Vertrag vom 8. Mai 
1852 unterzeichnet haben, glaubte man ſchon früher gewiß zu ſein. 

[Eine neue Preßverordnung.] Umlaufende Gerüchte bereiten 
darauf vor, daß die Regierung nach der allem Anſchein nach bald be⸗ 
vorſtehenden Schließung des Landtags eine neue Preßverordnung er⸗ 
laſſen werde. Am Donnerſtag beginnt bekanntlich die Berathung des 
dem Landtage vorgelegten Preßgeſetz⸗Entwurfs im Herrenhauſe; man 
vermuthet deshalb, daß der aus dieſem Hauſe hervorgehende Entwurf 
Ausſicht hat, in dem gedachten Falle als königl. Verordnung publieir 
zu werden. . 


Deutfbland. 


Hamburg, 9. Jan. [Die Bundescommiſſare und die 
Preßfreiheit.] Auf die Bitte des Herausgebers der „Zeit“ an die 
Bundescommiſſare, das Verbot diejes Blattes zurückzunehmen, geht 
demſelben heute folgendes Schreiben zu, welches wir hier ohne Com⸗ 
mentar mittheilen: 

Auf Ihre Eingabe vom 5. d. Mts. haben Wir Ihnen zu erwidern, daß 
Uns im Hinblick auf die ganze Haltung des in Ihrem Verlage erſcheinenden 
Blattes „Die Zeit“, in welchem — wie dies namentlich in der Nummer 
vom 2. d. M. geſchieht — offen zum Ungehorſam gegen Unſere Anordnun⸗ 
gen, wie zur Verkreibung der mihliebigen holſteiniſchen Beamten aufgefordert 
wird, nicht veranlaßt finden können, gegen die Verbreitung der fraglichen 
Zeiten, einmal beſtehende Verbot jetzt wieder aufzuheben. 

ltona, den 7. 12 1864. 

Die Bundes⸗Commiſſarien für die Herzogthümer Holſtein und Lauenburg. 
v. Könneritz. Nieper. 

Kiel, 10. Jan. [Die Gerüchte über Zurückweiſung oder 
gar Wiederauslieferung däniſcher Deſerteure] durch die 
Bundestruppen haben ſich glücklicherweiſe nicht bewahrheitet. Das Ge⸗ 
rücht hatte überall im Lande große Beunruhigung hervorgerufen. Ueber 
die Stellung, welche die Beſatzung Rendsburgs zu der Sache einnimmt, 
erfahre ich, daß der gegenwärtige Bundes⸗Commandant in Rendsburg, 
Oberſt v. Bornsberg, erklärt hat, die Bundestruppen konnten keine 
däniſche Deſerteure annehmen, da kein Krieg ſei, aber ſie lieferten die 
Ueberläufer auch nicht aus, denn das ſei reine Polizeiſache, in welche 
ſie ſich nicht zu miſchen hätten. 

Schleswig, 8. Januar. [An den Fortifikationen in 
der Dannevirkeſtellung!] wird noch beſtändig gearbeitet. In die⸗ 
ſen Tagen iſt eine große Anzahl Arbeiter damit beſchäftigt, die Hecken 


und Wälle vor der Stellung in größerem Abſtand zu ſchleifen und“ 


die Gräben auszufüllen. (Fl. Z.) 
chleswig, 10. Jan. [Die däniſche Streitmacht] be 
ginnt ſich immer mehr und mehr in unſerer Stadt und ihrer Umge⸗ 
gend zu concentriren, bis jetzt mag die Stärke der Armee, ſoweit ſie 
fi) hier geſammelt, gegen 14,000 Mann betragen. Die Stadt ift 
überfüllt mit Einquartierung, ſo daß auch die zur Miethe Wohnenden 
zum Quartiergeben herangezogen werden. Die Durchſchnittszahl der 
Soldaten, welche ein Hausbeſitzer beherbergen muß iſt 10—15 Mann, 
einzelne find mit Viertel- und Drittel⸗Compagnien bedacht worden. So hat 
ein hieſiger Kaufmann 72 Mann im Quartier, alſo mehr als eine Drittelcom⸗ 
pagnie. Auch in das adelige, von Einquartierung ſonſt befreite St. Johannes⸗ 
kloſter ſind 100 Mann gelegt worden. Die „Freiheit“ dem Kloſter gegen⸗ 
über, hat man mit fünf 84⸗Pfündern armirt, wie denn auch die Auf⸗ 
ſtellung coloſſaler Baracken im Dannewerk keineswegs auf die Abſicht 
ſchließen läßt, ohne einen erbitterten Kampf Schleswig aufzugeben. Bis 
jetzt find vier ſolcher hölzerner Baracken aufgeſtellt worden, jede im 
Werthe von 21,000 Bankthalern und für 1000 Mann berechnet. 
Man bringt die Armee auf vollſtändigen Kriegsfuß und ruft ſogar die 
35 jähr. Leute von Familie, Haus und Hof hinweg und zu den Fahnen 
ein. Die rüſtigſte Arbeits- und Steuerkraft wird dem Lande entzo⸗ 
gen und dieſem dabei faſt unglaubliche Lieferungsleiſtung auferlegt. Es 
iſt unmöglich, daß dieſe geſchraubten Zuſtände lange ſo fort gehen 
können. Die Train mannſchaft iſt auf die reſpectable Höhe von 
2500 Mann gebracht worden. Man hofft allgemein, daß, wenn es 
zu Feindſeligkeiten kommen ſollte, der Beginn derſelben ſich 
bis zum Frühling verſchleppen wird. Man frohlockt darüber, 
denn man weiß ſehr wohl, daß der Froſt der beſte Ver⸗ 
bündete den deutſchen Truppen fein würde. Die Dis⸗ 
ciplin iſt hier bedeutend gelockerter als drüben auf Alſen, wo die 
ſtrengſte Mannszucht herrſcht. Man will die ohnehin fortgeſetzt mit 
Erdarbeiten beſchäftigten Leute nicht erbittern. Die däniſchen Verwal⸗ 
tungsbehörden beabſichtigten die Realſchule, welche ſich deutſche Bürger 
bauten, um ihren Söhnen eine deutſche Erziehung zu geben, in ein 
Lazareth zu verwandeln, eine Zumuthung, die energiſch und mit Erfolg 
zurückgewieſen wurde. . N.) 
Aus Jütland, 7. Januar. [Friedericia.] Seit dem Früh⸗ 
jahr 1861 an iſt beſtändig an der Erweiterung und Vervollſtändigung 
der Feſtungswerke bei Frivericia gearbeitet worden. In der letzten 
Zeit ſind dieſe Bauten mit größerem Eifer betrieben worden, ſowohl 
von Militär: als Givilarbeitern. Beſonders wird die Verpalliſadirung 
vervollſtändigt und ſoll ein Entrepreneur über 100 Zimmergeſellen in 


Arbeit haben. 
Frankreich. 

Paris, 8. Jan. [Fin anzielles. — Die Italiener.] Drei 
Milliarden und einhundert vier und vierzig Millionen! So hat Herr 
Berryer in einer Rede, deren Glanz alle parlamentariſchen Thaten 
dieſes Veteranen der Tribüne verdunkelt, den Geſammtbetrag der ſeit 
zwölf Jahren contrahirten Anleihen berechnet. Der Eindruck der Rede 
war um ſo gewaltiger, als die impoſante Ziffer und die Klarheit der 
Darſtellung durch die gemäßigte Sprache eines Mannes, der von ſich 
ſagte, er habe von der Zukunft nichts zu fürchten und nichts zu hoffen, 
eine Beglaubigung erhielt, die bei einem leidenſchaftlichen Redner viel: 
leicht vermißt worden wäre. Fould erhielt eine Anerkennung, die ihn 
ſchmerzlicher getroffen haben wird, als der ſchärfſte Tadel. Berryer 


kam auf den berühmten Finanzbericht zu ſprechen, der eine! 2 Uhr. Nach dem ehrenvo 


* 


\ 


Reihe von Aenderungen im Finanzſoſtem als unabweislich bezeichnet 
hatte, und knüpfte ſein Bedauern daran, daß dieſe Veränderungen 
unterblieben ſeien, die den Ruin des Landes abgewandt haben würden. 
Der rauſchende Beifall, der am Schluſſe den Redner belohnte, iſt aber 
auch Alles, was er von der Legislative zu erwarten hat. Die Hände 
haben dem Redner applaudirt, das Votum wird der Applaus für die 
Regierung ſein. Aber ſchlimm ſtehen die Dinge darum doch. — Noch 
immer iſt von den vier Italienern die Rede, die ſich hinter Namen 
verbergen, die offenbar nicht die ibrigen find. Die Namen Greco, 
Trabucco, Maspoli, Imperatori würden wie Carneval klingen, wenn 
wir es nicht mit einer Maskerade zu einem ſehr tragiſchen Tanze zu 
thun hätten. Zwei der „Italiener“ ſollen Polen ſeien. 

Paris, 10. Jan. Die Reiſe des Marſchalls Forey nach Mira⸗ 
mare findet vorläufig nicht ſtatt. Die mexicaniſche Thronfrage iſt wieder⸗ 
bolt Gegenſtand der Berathungen des Miniſterrathes unter Vorſitz des 
Kaiſers geweſen. Der Kaiſer beharrt bis jetzt feſt in der eingeſchlage⸗ 
nen Richtung. Die Zugeſtändniſſe auf die vom Erzherzog Ferdinand 
Max geſtellten Bedingungen werden von Eingeweihten als annehmbar 
bezeichnet. Man erwartet in den nächſten vierzehn Tagen von belden 
Seiten entſcheidende Erklärungen. 
J A—I—?è errasmeeEamEmEnEre 
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** Breslau, 12. Jan. [Die Hauptfeuerwache] war 
geſtern Abend erſt kurze Zeit von der Weidenſtraße (ſ. das heutige 
Morgenbl. der Bresl.⸗Ztg.) zurück, als fie abermals alarmirt wurde. 
Diesmal aber erforderte es einer mehrſtündigen Arbeit, ehe das durch 
Unvorſichtigkeit in dem Keller des Hauſes Urſulinerſtraße 21 entſtan⸗ 
dene Feuer bewältigt werden konnte. 


Breslau, 12. Januar. eee Abhanden gekommen: Klo⸗ 
ſterſtraße Nr. 89 aus einer Wohnung ein Sparkaſſenbuch, ausgeſtellt auf 
Pauline Rieſcher, gegenwärtig über zwanzig Thaler lautend; neue Schweid⸗ 
nitzer⸗Straße Ne. 14 ein werthvoller mit fünf Brillanten verzierter Da⸗ 
menring. £ 
Verloren wurden: ein reformirtes Geſangbuch mit Sammteinband, Gold» 
ee und den Buchſtaben in Gold E. R. 1859; eine Damentaſche (ſogen. 
argarethentaſche) von ſchwarzem Sammt mit Stahlperlen und Stahllette. 
Angekommen: Baumgart, Oberſt⸗Lieutenaant und Regiments⸗Com⸗ 
mandeur, aus Gleiwitz. arquiſe D' Abzac aus Dyhernfurt. Graf von 
Kalkreuth, Oberſt u. Regiments⸗Commandeur, a. Beuthen. v. Strotha, 
Oberſt⸗Lieutenant und Regiments-Commandeur, aus Kreu⸗burg. (Pol.⸗Bl.) 


Breslau, 11. Jan. [Schwurgericht.] Die Spitzbuben haben 
ſo gut wie die ehrlichen Leute ihre Saiſon, die ſie auf dem Lande verleben. 
Dieſelbe beginnt wie in England im Herbſt, weil zu dieſer Jahreszeit die 
ländlichen Arbeiten beendet ſind; denn für den en lichen Lord wie für unſere 
Diebe iſt das Hauptmotip des Landlebens die Jagd, dort auf ſimulirte 
1 hier auf reelere Dinge, als Betten, Kleider ꝛc., welche der Landmann 
ich vom Ertrage der Ernte neu angeſchafft hat. Die Abenteuer einer ſolchen 
Jagdgeſellſchaft eröffneten heute den Reigen der Verhandlungen. Der Tage⸗ 
arbeiter Carl Auguſt Püſchner von hier iſt der Nimrod, welcher mit einer 
Gefährtin, der unverehel. Johanne Auguſte Körnig aus Benkau, höchſt 
unternehmender Streifzüge bis über das Gebiet unſerer Stadt hinaus ange⸗ 
klagt iſt. Von bier aus, wo der Stützpunkt ihrer Operationen war, ſuchten 
fie im September v. J. die Dörfer Oswitz, Schottwitz und Groß⸗ 
Weigelsdorf heim, und erleichterten mehrere Bewohner derſelben, als den 
Arbeiter Kochlöffel, die Frau Wiesner und die Frau Jäſchke um be⸗ 
deutende Quantitäten Betten, Kleider und Hausgeräth. 

Da dieſe Diebſtähle mit Einbruch reſp. Einſteigen verbunden waren und 
die Geſchwornen ſie derſelben für ſchuldig erkannten, ſo wurden beide Ange⸗ 
klagten mit Rückſicht auf ihre Vorſteafen wegen wiederholten neuen ſchweren 
Diebſtahls zu je acht Jahren Zuchthaus und Stellung unter Polizeiaufſicht 
auf dieſelbe Dauer berurtheilt. Die verehel. Handelsfrau Mann, 

eſtohlene Sachen von ihnen gekauft hatte, erhielt wegen einfacher Hater 
9 Monate Gefängniß, wogegen die verehel. H., welche ebenfalls der Hehlerei 
angeklagt war, für nichtſchuldig erklärt und demgemäß freigeſprochen wurde. 

Demnächſt erſchien auf der Anklagebank ein kleines mageres Männchen 
im knappen grauen Röckchen, von blaſſer Geſichtsfarbe, hoher lahler Stirn 
und ſpitzer Naſe, das mit ſchüchterner Stimme ſein offenes Geſtändniß ab⸗ 
legt. Es iſt ein Schneiderlein, wie es im beſten Mährchenbuche nicht beſſer 
ge childert werden kann, und hat auch einen ganz romantischen Namen, näm⸗ 
ich: Attin. Seinem gutmüthigen, jetzt etwas beſtürzten Geſichte ſiebt man 
es gleich an, daß er trotz des groben Verbrechens, deſſen er angeſchuldigt 
kein Zeug zu einem „groben Verbrecher“ hat, und wirklich iſt es ni 
ein bodenloſer Leichtſinn, der ihn ig: den fatalen Platz geführt hat. Er ift 
des wiſſentlichen Gebrauchs eines falſchen Wechſels und einer gefälſchten 
Urkunde angeklagt. Als ihn der Präſident fragt, ob er ſchon beſtraft ſei, 
antwortet er mit „Ja“, und ſeine Antwort auf die weitere Frage, weswegen 
er ſchon beſtraft ſei, ruft ſelbſt auf den ernſteſten Geſichtern ein Lächeln her⸗ 
vor; denn er ſagt ſehr richtig: „Weil ich nicht rechtzeitig appellirt 
habe“ Obgleich nun Attin ein 1 gutmüthiger Char ter zu ſein 
ſcheint, jo iſt es faſt doch unglaublich, daß Jemand fo viel Ver⸗ 
trauen in ſeine Solidität ſetzen konnte, um, wie der Bauerguts⸗ 
beſitzer Heilmann in Hünern ihm einen Wechſel von 120 Thlr. zur Einkaſ⸗ 
ſirung anzuvertrauen. Attin erhob dieſes Geld bei dem Partikülier Hitze 
hierſelbſt, flanirte damit in der Taſche auf den Neumarkt, wo er einen guten 
Freund, den jetzt verſtorbenen Schuhmachermeiſter G. traf, und nun ging es 
aus einer Kneipe in die andere, „ſchwarze Krähe“, „weiße Tauben“, und 
wie fie alle heißen mögen, fo daß Attin, als er am jpäten, Abend in die 
Federn ſank, etwas „ſchwer“ war. \ 

Wer beſchreibt aber feinen ſehr nüchternen Schrecken am andern Morgen, 
als er alle ſeine Taſchen umdrehte und in keiner auch nur einen Heller von 
der geſtern erhobenen Summe von über 100 Thlr. fand. Er hatte ſie in der 
Betrunkenheit entweder verloren oder ſie war ihm geſtohlen. Sofort eilt er 
= G., um ſich dort Rath zu holen, und dieſer fertigt ihm einen falſchen 

echſel, auf einen Bauergutsbeſizer in der Umgegend Breslau's lautend 
und mit dem Accept deſſelben jo wie mit dem Giro eines anderen berfehen, 
an. Attin machte in ſeiner u davon Gebrauch, ſtatt dem Heilmann 1. 
offen zu entdecken, benutzte das Vertrauen, welches er ſich bei dem Partikulier 
Hitze durch die Einkaſſtrung des Heilmann'ſchen Wechſels erworben hatte, 
und verkaufte dieſem den geiälfihten Wechſel, von deſſen Valuta er Heilmann 
n Als nun die Verfallzeit des gefälſchten Wechſels 
fabrizirte G. einen neuen, über eine Ag Summe lautenden ſel, ſo 
wie einen Valutenſchein, worin der falſche Girant dem Attin das Eigenthum 


it, 
nur 


dieſes Wechſels abtrat. Hitze ließ ſich auch richtig von Neuem hinter's Licht 


G. an 
Verfalheit 
herannahen laſſen, ohne etwas gegen das ihn erwartende Schickſal, welches 
Da ſein Geſtändniß allſeitig für aus⸗ 


führen. Indeß der Krug geht fo lange zu Waſſer, bis er bricht; 
und Attin, der keine Uebung im Wechſelfälſchen hat, mußte die 


ſich heute erfüllte, thun zu können. 
reichend erachtet wurde, ſo trat die Mitwirkung der Geſchworenen nicht ein, 
und der Gerichtshof verurtheilte ihn unter Annahme mildernder Un e, 
welche auch von der Staotsanwaltſchaft beantragt war, zu acht Monaten 


Gefängniß. N 


Jauer, 10. Jan. Im verwichenen Herbft bildete ſich hier aus dem 
Turnvekein heraus ein Feuerrettungsperein unter Leitung des Kaufmann 
Kieſewalter., welcher mit großer Umſicht, Liebe zur Sache und Aus⸗ 
dauer die Einübung der Mannſchaften übernahm und dieſem Amte noch 
heut vorſteht. Der Verein zählt jetzt über 100 Mitglieder, von denen 24 wohl⸗ 
ausgerüſtete Steiger ſind. Heut war nun vor dem Chef im Beiſein des 
Hrn. Bürgermeiſter Weiſe Parade und Exercitium in dem ſogenannten 
Exerzirhauſe, welchelches der iſtrat dem qu. Verein, wie auch den Tur⸗ 
nern eingeräumt und mit Gasbeleuchtung verſehen laſſen hat. Die Uebun⸗ 
gen, welche die Steiger ausführten, wurden präcis und und gewandt gemacht 
und gaben Zeugniß von der fur d Leitung und dem fleißigen Exer⸗ 
citium. Der Magiſtrat ſorgt für die Beſchaffung der nothwendigen Itenfilfen, 
von denen die e als Equipirung der Steiger, ein 3 Stockwerk hohes 
Steigergerüſt, zwei Rettungskörbe und ein großer Rettungsſchlauch bereits 
vorhanden find. Auch eine große Schlauchſpritze iſt vor Kurzem angeſchafft 
worden. Um nun dieſe Gegenſtände ſämmtlich gut conſerviren zu konnen, 
wird es nöthig werden, ein neues Spritzenhaus zu bauen. 


E. Warmbrunn, 10. Jan. [Die beabſichtigte 
Ehren des Kamera, Beg . Berger fand * im 
de Pruſſe in der bereits an 


eſtlichkeitl zu 
e aale des Hotel 
ekündigten Weiſe ſtatt und begann Nachmittags 


1 


» 


IR 


Ha > 
A 


Fe 


Br 


145 


erannahte, 


Pr 


3 


rn 


RI 
Se 4 


EEE BT 


n n —— . 2 


sh 


e 


« 
Er 
[a ae er Fe: 


8 


* 


* 


en Empfange des Jubilars begab man ſich zun 


Er 


STEHE 


88 


— . 


2% 
3 
25 


e 


5 =, 


— 


+ 


dr: 


ER 


. 


8 


ſetzes in ſeiner Strenge, w 
weiſe ſuspendirte, vollſtändig aufge 


entſchieden bejaht werden, indem erſt die Zurückziehung des Conſenſes nach 


der Handelsgeſellſchaft 18 bnd bonne hat und bereits Jahre ſeit 


au 
ten 


lichſt in Ausſicht. 


der als Kammerſtenograph von 


| Stenographie und vieler dereinzeltſtehenden Stolzianer in ganz Deutſchland 


Diner und brachte Hr. Kameral⸗Director v. Berger zuerſt einen Toaſt auf 
Se. Majeſtät den König aus. Ein Sejtoevict wurde vertheilt und die 
Elger'ſche Kapelle machte Tafelmuſik. Nach einem von Herrn Apotheker 
Jonas auf Se. Excellenz den Grafen v. Schaffgotſch ausgebrachten Toaſt 
ergriff Herr Kaufmann Richter das Wort, um den 5 Hrn. 
v. Berger hochleben zu laſſen, während Herr Maurermeiſter Wehner der 
Familie des Gefeierten, welche ebenfalls zu dieſer Feitlichteit geladen war, 
einen Toaſt ausbrachte. Dem allen gegenüber fand ſich der Jubilar veran⸗ 
laßt, für die ihm gewordene nenn 38 danken. Er glaube gewiſſenhaft 
die Pflichten ſeines Berufes erfüllt zu haben, indem er ſtets beſtrebt geweſen 
12 als Menſch zu handeln u. ſ. w. und ſchloß mit einem nochmaligen Danke 
für die vielfach ihm dargebrachten Beweiſe der Liebe. 


Meteorolegiſche Beobachtungen. 


Beremelerſtand dei o Erd.“ Sa⸗ Luft⸗ Winde | 
nee fed, die Tempera⸗ > Tempe⸗ richtung und Wetter 
wir der Kuft nech Reaumur, rometer. ratur. Stärke, 


Trübe. 


reslau, 11. Jan. 10 U. Ab.] 339,31 S. 2. 
Heiter. 


12. Yan. 6 U. rg] 338,87 S8. i. | 


Vorträge und Vereine. 

Breslau, 8. Jan. ([Kaufmänniſcher Verein.] Vorſitzender 
Hr. Commiſſionsrath Dr. Cohn heißt die Verſammlung im neuen Jahre 
willkommen, giebt einen kurzen Ueberblick einiger ſchwebenden, vom Verein 
in Angriff genommenen Arbeiten und ſchließt unter Hinweis auf das neuer⸗ 
dings in populärer Weiſe wege Reglement, betreffend den Giro» 
Verkehr der ſtädtiſchen Bank, mit dem Erſuchen, die Vereins⸗Mitglieder 
mögen in weiteren Kreiſen für möglichſte Benutzung dieſes Inſtituts wirken, 
indem der Giro Verkehr jetzt vortheilhaft für das große Publikum zur 
gänglicher geworden iſt. nd 
r. Gerichts⸗Aſſeſſor Milch hielt hierauf einen höchſt belehrenden, prak⸗ 
tiſch wichtigen Vortrag über das erſte Buch des Mig den deutſchen Han⸗ 
delsgeſetzes, welches „dom Handelsſtand“ ſpricht as Fundament des ge⸗ 
ordneten Rechtsleben iſt der in das Rechtsſyſtem jedes civiliſirten Volkes 
aufgenommene Grundſatz: es darf ſich Niemand mit der Unkenntniß des 
Geſetzes entſchuldigen. Daß derſelbe denn doch ſo wenig bisher in das all⸗ 
gemeine Volksbewußtſein eingedrungen, liegt zum Theil in dem, das Mittel: 
alter hindurch in Deutſchland 9 7 in lateiniſcher Sprache geſchriebenen 
und urſprünglich für andere Verhältniſſe gegebenen, dem Volks⸗Charakter 
aber ſtets fremd gebliebenen Geſetzbuche, welches auf die Bildung eines das 
Recht zu ſeinem Berufe machenden beſonderen Standes hinwirken mußte. — 
1 der Große hat durch die Redaction des allgemeinen Landrechts dem 

15 ſeines Volkes nach einem allgemein verſtändlichen Geſetzbuche 
zum Theil abzuhelfen gewußt, aber erſt in der neueſten Codification des all⸗ 
emeinen Handelsrechtes, ſehen wir ein Werk erſtanden, welches, kein Juri⸗ 
tenrecht, nicht e aus ſpitzfindigen Sophismen und künſtlichen 

beorien, ein unmittelbares Erzeugniß des practiſchen Rechtes einer Fixirung 
der mit ſicherem Blick geſichteten und geordneten, in practiſcher Uebung be: 
findlichen Normen identiſch iſt. Der Redner geht nun Titel 1—6 des erſten 
Buches artikelweiſe durch und erläutert ſolche unter Anticipirung ſpäterer 
Geſetzesſtellen und Reſumirung räumlich getrennter Beſtimmungen, ſo wie 
Beibringung der in den Motiven zur Geltung gekommenen Rechtsanſchauun⸗ 
gen, Anführung von Beiſpielen bei ſchwierigen Stellen und eigener Kritik 
auf das anſchaulichſte und anregendſte der Verſammlung: wir müſſen uns, 
indem wir das Handelsgeſetzburch 1 5 Händen jedes Kaufmanns voraus⸗ 
ſetzen, an dieſer Stelle beſchränken, Einiges aphoriſtiſch hervorzuheben. 

Eine Definition des Begriffes „Kaufmann“ hat das allgemeine deutſche 
Handels⸗Geſetzbuch nicht gegeben, weil die weiteſte Begriffsbeſtimmung für 
den Perſonenkreis, auf welche ſie Anwendung finden ſollte, zu eng geweſen 
wäre; daſſelbe mußte ſich daher darauf beſchränken, im Titel I. 40 zu präci⸗ 
firen, wer „im Sinne dieſes Geſetzbuches als Kaufmann anzuſehen iſt.“ — 
Es wird alfo auch, wie Artikel 276 beſonders hervorhebt, die Eigenſchaft 
oder Giltigkeit eines Handelsgeſchäftes dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß 
einer Perſon wegen ihres Amtes oder Standes, oder aus gewerbepolizeili⸗ 
chen oder anderen ähnlichen Gründen Handel zu treiben, oder Handelsge⸗ 
ſchäfte zu ſchließen, unterſagt iſt. 8 

Zwei Momente, nämlich der Betrieb von Handelsgeſchäften“ und „die 
Gewerbemäßigkeit“ ſind die Kriterien des Kaufmannes, im Sinne des Han⸗ 
dels⸗Geſetzbuches. — Erſterer iſt durch das 4. Buch eines Weiteren erläu⸗ 
tert, letzterer Begriff entbehrt, weil man ihn hinreichend populär glaubte, 
einer beſonderen e e Dennoch wird es wohl oft ſchwierig ſein, das 
ſüchige zu treffen. Nach Meinung des Vortragenden iſt derſelbe davon be⸗ 
dingt, daß ein Geſchäft als Mittel zum Erwerbe des ganzen oder theil⸗ 
een 1 59 5 oder correcter als Mittel zum Vermögenserwerbe, ge⸗ 
braucht wird. 

Bei Gelegenheit der „von den Handelsfrauen“ handelnden Artikeln 6—9 
wird hiſtoriſch erwähnt, wie ſchon im 14. Jahrhundert eine Frau Zorlyne 
von Dieburg in Frankfurt a. M., als N eines großen 
Handlungshauſes, mit Fürſten und Prälaten Staatsanleihen abſchloß. In⸗ 
deß hat das Handelsgeſetzbuch die ritterliche Courtoiſie, welche die alte Ge⸗ 
ſetzgebung dadurch dokumentirte, daß ſie dem handeltreibenden ſchönen Ge⸗ 

let gewiſſe Vorbehalte machte oder gegen fie die Anwendung des Ges 
wie beiſpielsweiſe den Perſonalarreſt, bedingungs⸗ 
eben. = 95 L bilſchweig a 185 
oder verheirathet ſein, in welchem letzteren Falle der ſtillſchweigende Conſen 
585 ae Ben at, ift eben „Kaufmann“ mit deſſen Rechten und Pflichten, 
und auch die nicht beſonders behandelten, jedoch von nicht minder praktiſcher 
Wichtigkeit ſcheinenden Fragen, ob eine handeltreibende Frauensperſon, wenn 
fie ſich verheirathet, zum Fortbetrieb der Handlung berechtigt iſt und für die 
vor Eingehung der Ehe gemachten Schulden haftet, müſſen in obigem Sinne 


481 
10.0 


* 


geſchehener Publikation und den übrigen Formalitäten ſeitens ihres Eheman⸗ 
nes, gegen Dritte wirkſam werden kann. A ’ 
Bei Gelegenheit der Beſprechung des zweiten Titels „von dem Handel3- 


regiſter“ halten vir es an der Stelle, mit dem Vortragenden, 1 
auf die hohe Wichtigkeit hinzuweiſen, welche die ſchleunige Eintragung, An⸗ 
oder beanſprucht. Die für eine 


bmeldung jeder geſchäftlichen Veränderung be 
derartige Unterlaſſung ausgeſetzte Ordnungsſtraſe iſt den Nachtheilen wohl 
nicht zu vergleichen, die eo ipso aus derſelben fate müſſen. Wer das Er⸗ 
löſchen einer Procura, den Austritt eines Geſell 900 nicht zur Anmeldung 
bringt, wird jedem Dritten, in gutem Glauben befinplichen, aus den von bier 
ſen Perſonen unberechtigter Weiſe abgeſchloſſenen Geſchäſte, verhaftet bleiben 
und Zahlungen wider ſich gelten laſſen müſſen, welche an ſie für ihn geleiſtet 
ſind, wenn er auch nicht een Pfennig davon Eee hat. Wenn Jemand 
aus einem Geſellſchaſtsverhältniß austritt, jo muß er, fo lange nicht die Anz 
zeige feines Austritts zur Protokollirung gekommen iſt, dem Dritten gegen⸗ 
über auch für die nach e Austritt entſtandenen Handlungsſchulden auf⸗ 
kommen, wenn er auch faktiſch weder an dem Betriebe, noch an dem Au 
eis 
nem Ausſcheiden verfloſſen find. i 
Das Handelsgeſetzbuch hebt die bisher beſtandene freie Wahl der Firma 
auf und ſtellt das Princip als erſten Grundſatz auf, daß, ſo viel als mög⸗ 
lich, Unwahrheiten aus den Firmen beſeitigt werden. Dieſe gute Abſicht wird 
durch den, Br der Regierungsbehörden ausgeſprochenen Grundſatz, daß 
Jedermann die Annahme eines beliebigen Vornamens geſtattet ſei, einiger⸗ 
maßen alterirt und wird auch durch die in Art. 22—24 ausgeſprochene Er⸗ 
laubniß, der Fortführung einer irma ſeitens eines neuen, durch Kauf oder 
Erbſchaft in den Beſitz des Geſchäftes gekommenen Inhabers, gewiſſermaßen 


illuſoriſch. a 
. trag, welcher ſich zum Schluß noch zu den Titeln von den Hand⸗ 
un ern, den Prokuriſten und Handlungs bevollmächtigten wandte und 
Miele e ausführlich behandelte, genoß die ungetheilte Aufmerkſamkeit der 
Verſammlung, die dem Redner ihren Dank durch Erheben von den Sitzen 


ab, a A 
11 — Aſſeſſor Milch ſtellte auf das Geſuch des Wan ee 


0 einen zwei⸗ 
ortrag, deſſen Thema noch näher zu beſtimmen wäre, zu h 


ten, freund⸗ 


Breslau, 9. Jan. [General⸗Verſammlung des Vereins 
ur Stenographie nad Stolze am 7. Jan.] Der Vorſitzende (Herr 
dam) meldet den Beginn eines neuen Lehr⸗Curſus für Kurzſchrift in den 

nächſten Tagen, 1 815 die Inſerate das Weitere bringen werden. Zum 
Ankauf wurden empfohlen 1) „Neue Leſeſtücke don Stolze“ und 2) der „Ster 
nographiſche Almanach pro 1864“ beide mit ſtenogr. Schrift abgefaßt. Der 
„Almanach“ (11. Jahrgang) en fieblt 0 durch intereſſante Skizzen vom 
Landtage in Hermännſtadt von Pauly, (früheres Mitglied unſeres Vereins), 
erlin zur wörtlichen Aufnahme der Ver⸗ 
Landtages geſandt worden war Er theilt nicht nur über 
über Verfaſſung, Geographiſches von Siebenbürgen ꝛc. Inter⸗ 
Ne de en, 

r Stolze's 


3 — 2 
„ u > 
efantes mit, Rächftvem bringt dieſer Almanach, ähnlich den früheren 
ein vollſtändiges Verzeichniß der Mitglieder faſt ſämmtlicher Vereine 


— — — 0 


129 5000 Ctr. 


däniſch⸗deutſchen Stage in den letzten Tagen gewonnen zu fein ſcheinen, wer: 


i 
98 N j 
„ 


und der Schweiz mit nahe an 3000 Adreſſen. Dies außer anderer Zugabe] den von der Börſe durch eine feſtere Haltung acceptirt. Ein lebhafteres ! Ge⸗ 
machen dies Büchlein (für 5 Sgr. käuflich) billig und empfehlenswerth. —ſchäft als in der vorigen Woche wollte ſich jedoch nu in öſterreichiſchen Ef⸗ 
Für die 6monatliche Kaſſenreviſton wurde eine 12monatliche, im Juni, als |fecteu entwickeln In Eiſenbahnaktien find zwar Käufer am Markt, das Ge⸗ 
am Schluſſe unſeres Vereinsjahres vorzunehmende beſchloſſen. Nach einigen] ſchäft macht ſich aber trotz willigen Entgegenkommens der Bieter ſchwierig, 
anregenden Worten des Herrn Vater über die Betheiligung an dem Vers da die Forderungen noch in großer Diſtanz von den gebotenen Courſen blie⸗ 
gnügungskränzchen der breslauer Stenographen, welches gegen ein ſehr billis | ben. Dennoch fehlte es wenigſtens in den leichten Deviſen, für die Abgeber 
ges Entree viel Vergnügen gewährt und woran auch jeder andere Gebildete, allerdings weniger zurückhielten, nicht an Geſchäft. Endlich war der Kapi⸗ 
iſt er auch nicht Stenograph, theilnehmen kann, ſchloß die Sitzung. talmarkt recht belebt, vornämlich bringt jeder Börſentag für preuß. Staats⸗ 

2 Breslau, 12. Jan. [Stiftungsfeſt des älteren Turnvereins.] papiere Aufträge an den Markt. Der Geldmarkt iſt feſt, Disconto 4 Proz. 


Br * 

Daſſelbe wurde am ee Sonnabend Abend in dem jetzt neu und (B.- u. H.⸗Ztg.) 

geſchmackvoll decorirten Saale des blauen Hirſches, Ohlauerſtraßen⸗ und = 

Schuhbrücken⸗Ecke, durch ein Feſteſſen feierlichſt begangen. Von der Gallerie, Berliner Börse vom 11. Januar 1864. 

herab tönten die Klänge der Kuſchel'ſchen Kapelle und würzten die Freuden 

des Mahles, zu welchem ſich gegen 90 Mitglieder und Gäſte eingefunden Bisonbahn-Stamm-Aotien. 
Dividende pre 186] 1862 Zt. 


Fonds- und 6eld-Oourse. 
Freiw., Stnats-Anl... 


hatten. Der zeitige Vorſitzende Hr. Profeſſor Dr. Haaſe eröffnete die Reihe N 5 
der Toaſte mit einem Rückblick des vollendeten Luſtrums. Der Verein hat e e 8 Hg Aachen-Düssold.ı 3a; % ©. 
ſich glücklich entwickelt, er hat Fortſchritte gemacht. Wünſchen wir von dem 8 eee Laer Rottd, 3 6 4 im v, 
neuen Luſtrum, in welches der Verein jetzt tritt, daß der Verein ſich weit ir ee Berg- Märkische 10 la 10% be. 
* ag über nike Re, 800 En und gutem Sun ner dito 1857] | 109 br, 3 90 as 

en große Erfolge erzielt werden. Zum uſſe der gediegenen Rede lie 5 1882809 ba. ogg 4 701 5 
Profeſſor Haaſe den Verein hoch leben. Die nächſte Rede war die des gan Schulducn de 8% f, Berlin Steidl l he CD) 
früheren Vorfigenden Hrn, Prof. Dr, Röpell. Er erinnerte an das ſchöne] Pram. Anl. von 18080120 b Böhm. Westb. . eee 
Arndt'ſche Lied: „Sind wir bereint zur guten Stunde“, wies nach, wie dies] Berliner Saeed en © e a 2% 350 A152 

Lied dem großen deutſchen Vaterlande geweiht ſei, es ſchildert den Grundgedan⸗ ( e 854 en Cosel-Oderberg.| — 4. 159 ba 

ken, welcher den Deutſchen erfüllen ſoll: Gottesfurcht, Vaterlandsliebe, Tüchtig: | = Posenscho. . 1 ½% RB dito St-Prior.] — NE 

keit. Vaterlandliebe ſei die erſte der Tugenden der deutſchen Nation. Der Redner] 3) dito 5 De 2 oh — 6, 0, 0 0 

ging nun in feiner zündenden Rede auf Schleswig⸗Holſtein über, er zeigte, wie Z Schleaische. . 4 1 Magd.Halberst. 224% 5,4 1277 ha, 
dieſer Bruderſtamm, welcher jetzt in Noth ſtehe, deutſche Treue bewahrt habe. | „Kur- u. Neumärk.la 00 % hr Magd. -Feipzig. 1% 5 
Das dreifache Hoch galt deutſcher Treue und Liebe, daß fie nicht zu Schan⸗ $| Pommersche. . fe v RH * ni Denn 

den mache die Hoffnungen des Bruderſtammes. Mit wahrer Begeiſterung e 4 . d W 2% m eb ABI Y % u 6. 
wurde die Rede aufgenommen; eine Sammlung für Schleswig⸗Holſtein] 3) Wastpn. u. ithein.d 0% 52 1 > : = 14 G 
brachte 12 Thlr. ein. Der Turnwart, Hauptturnlehrer Rödelius, machte e ES: - 48 . K Niedrschl.Zweb.} 14 rg er... 
Notizen über ſeinen Aufenthalt in Berlin bei dem dortigen Turnvereine. a bange 7 N Nord., Er. WII. 373, 156%, 4 86 be. 
Bei der Tafel wurde ein Nad von einem Mitgliede geſungen, welches] Genen g Pola Banken. 0 || OPerschlan. A. .| J. lei la hm 
lebhaften Anklang fand. icht minder die Toafte auf Herrn Prof. Dr. mr ee A a0 8 Br 104% 1480 ie 
Haase, Prof. Dr. Röpell, Turnwart Hauptturnlehrer Rödel ius, — | per. m Ko Oestr. Fr. St-B.| b. — [9.1108 bez. 

Das Quartett des Vereins trug in den Pauſen J) die Schöne Mendelsſohn⸗ dio Nat-Anlı J 66% br. Osstr.aüdi. St. B 1 . 1324 br. 

ſche Compoſition „O Thäler weit, o Höhen“ von Eichendorf, 2) den Chor | dito bott vas WELT ee En Ba Hr u b 
eim Walde“ von Otto, 3) „das deutſche Vaterland“; von Solopiecen 4) das] A u — alto Stamm-Pı.| 5 | 6 0 
Rheinlied mit Chor von Apt, 5) das Pfäfflein, 6) der wahre Künſtler von] dass. Engl. Ant. Al 7 bau G. Rbein-Nahebahn! - | -— [4 e hz, 
unſerem Schnabel, und ein Quodlibet aus „der Geſellenfahrt“ mit Deklama⸗ dito 4% Anl... Mi - — rer re au 6 ing > b 
tion von Otto. Wir freuten uns über die Fortſchritte, welche das Quartett | um ae % TI bu Ihüringer ..... 7 % ie „, 
unter der tüchtigen Leitung feines Führers gemacht hat. Zum Schuſſe des dito III. Ems 0 hz 

Feſtes wurde eine Polonaiſe getanzt, naturlich nur unter Herren, (da Damen eln Ob. & 500 Fa nit, etw ba. Bank und Industrie-Papiere 

91 Be unge arten waren,) wobei verſchiedene Frei- und Reigenübun⸗ Fr 4250 2 Borl. Kansen-V. |. 54%, 54j& 

en gemacht wurden. Kurhess. 40 Thür. . . 53%, G. Braunachw, B. 44 4 

Baden, 35 Fi. Loose. IL 0 ½ 6 Bromer Bank.. 54 4 
M. Breslau, 10 Jan. [Auguſten⸗Hoſpital für kranke Kinder A r Danziger  Bank| 6 | 6 ja | 

armer Eltern.] Sa Stabtrath Welse cer eis die General: en e e ag „ 5. N aus 
Verſammlung mit dem Kaſſenberichte. Die Einnahmen betragen in Summa — 85 an 93.0 Gothaer „ 4 ar 

IE EEE ka e ee [TER 

. > 8 h Oln-Alindan....... 41101 E. /eroins- 64 

iſt bon 8785 auf 9570 Thlr., alfo um ca. 800 Thlr. gestiegen. Die Rech⸗ e 1680 0 Albis ber ber 1 Bf] 86 

nung wurde in allen Theilen richtig befunden und das Vermögen vorgelegt, dite r Luxemburger 1.00 |10 ja 

worauf dem Herrn Stadtrath Pulvermacher, der zugleich die Kaſſe verwaltet, dito 47608 be „ H Hi ine 

die Decharge ertheilt wurde. Mit Dank wurde erwähnt, daß Herr Commer⸗ 5 0% (win la 8 be. Preuss. Bank-A. | 2 384% 

cienrath Kulmiz der Anſtalt im Jahre 1863 — 43 Tonnen Kohlen geihentt | e. (%. B en 

hat. — Der Anſtaltsarzt Dr. v. Jarotzly erſtattete den Krankenbericht. Es] Wiodersehn. Märk.. a 8% 6. * 5 

wurden ärztlich behandelt 100 Kinder in der Anſtalt und 661 ambulatoriſch. dito cou.“ e 8. Vorl. Hand.-Qoa.| 5 9 |% 

Von erfteren ftarben 15, von letzteren 56; es wurden geheilt entlaſſen 58 bir 117 16 100. B Preis Sea BAR 

und bezüglich 497, gebeſſert 13 und 58, die übrigen blieben in Behandlung.] Nioderscht. Zweigh. 5 ee male Win 

Von den ambulatoriſchen Kranken kamen 50 Kinder in die ſtabile Anftalt. Lit. G..... % [100% bz Disc.-Com.-Ant..) 6 | Tl 

Am häufigſten kamen Krankheiten der Verdauungsorgane vor, nämlich 253 r e ee „ 22 1911 

Se ede e e 69, Rhachitis 48, Maſern 35, Syphilis 20 fc. dito C. u. 5.04% ½% be. — WB, | 7 .M . 100 de. 

Seit Beſtehen der Anſtalt wurden 2906 im Hofpital und 4244 in der Polis dito E. 43% nz. Moldauer . 4. — i 80% 31 etw. b u.G. 
link, im Ganzen 7150 Kinder ärztlich behandelt. Die Anſtalt hat im Fahre ne N e Seht. Bank. Ven. 6 815 esrb 
— ur re wann aaa und es 5 8 erden bel südl, StR... 1 52 P. 5 JENA 1 ane 
etwa 51½ Tag, da die meiſten Kranken chroniſche Leiden haben. Nachdem] uein. v. St. gar. del — — e — — 4 2 0. 
ber Be Bas ben 8 für ie u Wirken > Sr. Dre: er. 1775 8 79 — 1 Hebt 1 % . * 
ru em Hrn. Vorſitzenden für ſein Walten zum Wohle der Anſtalt gedankt, Berlin, 11, Jan. eizen loco 50—58 . itat, erqui 
wurde die Sitzung geſchloſſen. weißer 1 1 bez. — r e e 


a Schweidnitz, 10. e [Gewerbeverein.] In der am vori⸗ 
gen Dinſtag ſtattgehabten Gewerbevereins⸗Sitzung ſprach Herr Brauermeiſter 
Häusler jun, „über das Bier und fine Darſtellung“. 


\ i Sein Vortrag lie⸗ 
ferte trotz aller Kürze und Gedrängtheit doch ein völlig klares Bild dieſes]! 


Induſtriezweiges. Hierauf berichtete Herr Gewerbeſchullehrer Hoffmann] 8 lr. feiner pomm. 
über einige chemiſch⸗techniſche Neuigkeiten, die für die Zukunft vielleicht Be⸗ Fruhlahe 2 ER bei en: 982 Vile und Jan.⸗Febr. 22 90 2 
deutung erlangen dürften. 1 070775 a 1% ala W Br Bu 2 
e. Techniſches ] Herr Spinnerei⸗Director H. Minſſen in Breslau] Thlr. ab Bahn bez. — Rüböl loco flülſſiges 1I.—½ Thlr., Per 
pt. Journ.“ CLXVIII. 5. XIII. über , Jan. II Thlr. bez. Br. und Gld., Jan.⸗Febr. 11% 


ärz dito, April⸗Mai 11 em Tbir. in. 


5 


Der Transport der meiſt aus Oſtindien bezogenen Surrogate iſt in großen] 15 % — % Thlr. bez. und Gld., % Thl Juni⸗Juli 
Volumen zu theuer, die Baumwolle iſt dab 1 wi le. — Sun l. 118 * 
Roggen für den Verſandt und Conſum in loco 


12. : ermometer 
rüh 9 Kälte. Bei mittelmäßigen Angeboten war der ER bertel nicht 


r. — 
88.4. ſen wenig beachtet. — 
Wien, II. Jan., Nachmitt. 1244, Uhr. e Bohnen en. — Schlagkein 


Wenig Geſchäft. Sprozentige 
Metalliques 72, 70. 4 proz. Metalligues 64, 25. j 7 


1854er Looſe 90, 25. 


Bank⸗Aktien 791, —. Nordbahn 167, 60. National⸗Anlehen 80, —. 
Credit⸗Aktien 179, 90. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert. 189, * London Sgr. pr. Schff Sgr. pr. S 
119. 80. Hamburg 90, 50, Paris 47, 40. Gold —. Bobmiſche Weſt⸗ Weißer Weizen 536267 Wien 5 7 50 
bahn 154, 25. Neue Looſe 137, 80. 1860er Looſe 92, 90. Lomb. Eiſen⸗ Gelber Meizen ... 5256-60 Sgr. pr. Sack ö 150 Pfd. Brutto, 
bahn 247, —. Roggen 394143 Schlag⸗Leinſaat.. 150165185 
Frankfurt a. M., II. Jan., Nachm. 2% Uhr. Ziemlich ſeſte Haltung Ge. e EHRE 30—33—37 Winters) PR 180190 200 
bei belebtem Umſatz. Böhmiſche Weſtbahn —. Finnländ. Anleihe 84%. Hafer 20—28—30 Winter⸗Rübſen . 70 —180—190 
Schluß ⸗Courſe: Ludwigsh⸗Berbach 137%. Wiener Wechsel 96 4. Darmſt.] irbſen 4448.52 Sommer⸗Rübſen.. 145155165 
Bank⸗Aktien 209. Darmſt. Zettel⸗Bank 249%, Fproz. Metalliques 58. Kleeſgal war mehr angeboten, — rothe ordinäre 10—11 Thlr., mittle 
4 proz. Metall. 51%. 1854er Looſe 73%. eſterr. National⸗Anl. 644. 16 Thlr., ſeine 1 Thlr., hochfeine bis 14 Thlr., weiße ordinäre 
Oeſterr. Bankantheile 770. 10--12% Tblr., mittle 13% —15 7 Thlr., feine 1674 17% Thlr., hochfeine 


Beere Ch Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 184. 
Oeſterreich. Credit⸗Altien 174%. Oeſterr. Eliſabetbahn 112%. 
Bahn 24%. Heil. Ludwigsbahn 122. Neueſte öſterr. Anleihe 77%. 
Hamburg, II. Jan., Nachm. 24 Uhr. Wenig Geſchäft, Umſatz fait 
nur in öſterr. 1860er Looſen. Geld ſehr reichlich. Wetter kalt, doch ſchön. 
Barometer ſteigend. Schluß⸗Courſe: ational⸗Anleihe 66. Oeſterreich. 
Credit⸗Aktien 74%. Vereinsbank 103%. Norddeutſche Bank 102. Rheiniſche 
3%, Nordbahn 55. Finnländ. Anleihe 81. Disconto 4. 
Hamburg, II. Jan. [Getreidemarkiſ ruhig, unverändert. ‚Loco- 5 . 
Weißen, Lieferung bei offener Schifffahrt, feſt. Del matt, Mai 24%, Olt.| - Telegraphiſche Depeſchen. 
24%. Kaffee, Stimmung bleibt gntig, verkauft loco 1500 Sad Marg] Hamburg, 11. Januar (Nachts.) Aus Südſchleswig 
caibo, 1000 Sack Santos, 500 Sack Domingo, 1000 diverſe. Zink verkauft] wird gemeldet, das Eis ſei an den meiſten Stellen der Schlei 
700 Ei. loco 12%, ſchwimmend 1000 Ctr. 12%, 1000 Ctr. 1236, 2000 Et. ſo dünn, daß der Uebergang größerer Truppenmaſſen unmög⸗ 


rühjahr 12%, f 

ersol, Fl. Jan. [Baumwolle.] 6,000 Ballen Umſatz. Preiſe lich erſcheint. 

gegen vergangenen Sonnabend unverändert. . l [Anget. 10 Uhr Vorm. ] (Wolffs T. B.) 

19 155 halle Sn e 8 Getreide) London, 11. Januar. Hambro und Sohn werden hier 
; en en Schilling billiger. — Wetter trübe. da 
Hnfterdam, 11. Januar. ee (Schlußberichh. Weizen eine Sprogentige u Anleihe im Betrage von 1,200,000 

unperändert, ſtille. Roggen, Termine 2 Fl. niedriger, ſonſt unverändert, Pfund auflegen. € ſſtonspreis 93. 5 n 

ſtille. Raps, April 70. Oktober 70. Rüböl Mai 39%, Herbſt 40. [Angek. 10 Uhr Vorm. ] 55 (Wolff's T. B.) 
Berlin, 11. Januar Die Chancen, die für eine Conferenz in der Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. a 

6) in Breslau 


Rhein⸗Nahe⸗] 18 —19 Thlr. pr. Ctr. 
eh Thumothee fehlt, 6-8 Thlr. pr. Gentner, 
Kartoffeln pr. Sack a 150 Pfd. Netto 26—36 Sgr., Metze 14 1 Sgr. 


Vor der Börſe. 
Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 10% Thlr., Januar 10% Thlr. 1 — 
10% Thlr. — Spiritus pr. 100 Cuart à 80 9 Tadel — 13% le., 


Januar 13 Thlr., pr. Frühjahr 14% Thlr. 


Druck von Graß. Barth und Comp. (W. Fri 


